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ZUSAMMENFASSUNG 
 

 

Informationen zum Sicherheitssektor   

Insgesamt verfügt Tunesien über keine bedeutenden eigenen Rüstungsproduktionskapa-
zitäten und ist somit auf Rüstungsimporte angewiesen. Wichtigster Rüstungslieferant waren 
die USA, gefolgt von Spanien auf dem zweiten Platz, der Türkei und, mit einigem Abstand, 
Kanada. Die Anzahl der Soldat:innen und der schweren Waffensysteme ist in Tunesien um 
ein Vielfaches geringer als beispielsweise in seinem Nachbarland Algerien. Vornehmliche 
Aufgabe der tunesischen Streitkräfte und Sicherheitsbehörden ist die Bekämpfung von mili-
tanten, islamischen Fundamentalist:innen. Diese genießen zwar nur wenig Rückhalt in der 
von einer gemäßigten Auslegung des Islam geprägten Bevölkerung, könnten das Land aber 
über die offenen Grenzen der Sahara im Süden infiltrieren.   

Die tunesischen Landstreitkräfte sind hauptsächlich mit westlichen Waffensystemen aus-
gerüstet. Viele sind allerdings inzwischen veraltet, eine Modernisierung ist daher im Gange.  

Obwohl sich die Küste Tunesiens über etwa 1.000 Kilometer ausdehnt, verfügt die Marine 
über vergleichsweise geringe Kapazitäten. Auch die tunesische Luftwaffe ist mit nur elf 
kampffähigen Jagdflugzeugen ebenfalls eher klein. 

Der ehemalige Präsident Tunesiens, Zine el-Abidine Ben Ali, machte ursprünglich als Ge-
neral und Geheimdienstchef beim Militär Karriere. Er war mit der militärischen Führung stets 
eng verbunden. Trotzdem ist der Einfluss der Streitkräfte auf die Landespolitik in Tunesien 
traditionell geringer als beispielsweise im Nachbarland Algerien. So galt das Militär unter Ben 
Alis zwar als Stütze des Regimes, dennoch sorgte er dafür, dass das Militär nicht unverhält-
nismäßig anwuchs und zu viel Einfluss gewann. Wie auch in anderen Maghreb-Ländern be-
steht die vorrangige Aufgabe der tunesischen Streitkräfte weniger in der Bekämpfung oder 
Abschreckung äußerer Bedrohungen als in der Verfolgung vereinzelter islamistischer Grup-
pen im Inneren. Dass in Ägypten und Tunesien der sogenannte Arabische Frühling weitge-
hend friedlich die jeweiligen Diktatoren zu Fall brachte, hängt unter anderem damit zusam-
men, dass in beiden Ländern die Armee nicht gewaltsam gegen die Proteste vorging. Wäh-
rend in Ägypten das Militär direkt nach der Revolution politische Ämter übernahm und im Juli 
2013 erneut intervenierte, um Präsident Mursi abzusetzen, hielt sich in Tunesien die Armee 
aus dem politischen Prozess heraus, übernahm dafür aber Aufgaben der inneren Sicherheit 
und füllte damit das Vakuum, das durch die Auflösung der alten Sicherheitsbehörden ent-
standen war.  Ob der politischen Zurückhaltung des Militärs während des arabischen Früh-
lings ist das Verhältnis zwischen Militär überwiegend positiv und von Vertrauen gekennzeich-
net.  

Die Ausbildung der tunesischen Soldat:innen erfolgt in der Regel nicht in Tunesien selbst, 
sondern durch die ehemalige Kolonialmacht Frankreich oder in den USA, aber auch Deutsch-
land. So schult die Bundeswehr Mechaniker:innen, die militärische Fahrzeuge aus deutscher 
Produktion reparieren sollen. Außerdem hat die Bundeswehr in den vergangenen Jahrzehn-
ten mehrere hundert tunesische Soldat:innen ausgebildet. Auch Grenzschützer:innen und 
Polizist:innen erhalten seit einigen Jahren Training durch Deutschland. 
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Informationen zu den Kriterien des Gemeinsamen Standpunkts 

Tunesien ist allen wichtigen internationalen Abrüstungsabkommen beigetreten, mit Aus-
nahme des Internationalen Waffenhandelsvertrages (ATT). Das Land besitzt keine Massen-
vernichtungswaffen und hat allen Berichten zufolge auch nie versucht, in den Besitz solcher 
Waffen zu gelangen.  

Auch ist Tunesien zahlreichen wichtigen internationalen Menschenrechtsabkommen bei-
getreten und in der Verfassung von 2014 sind die Menschenrechte sowie die Unabhängigkeit 
der Justiz garantiert. Die im August 2022 verabschiedete neue Verfassung berührt die Grund- 
und Menschenrechte zwar kaum, führt aber weitführende Änderungen des politischen Sys-
tems ein. Sie betont anstelle des weltlichen Staatscharakters die Ziele des Islams und wird 
von Kritiker:innen als Schritt in Richtung Autokratie gewertet, da sie Kontrollinstanzen über 
das Präsidialamt einschränkt bzw. abschafft (bspw. das Amtsenthebungsverfahren) und im 
Umkehrschluss diesem Amt mehr Kontrollmöglichkeiten gegenüber den anderen Gewalten 
einräumt. So kann der:die Präsident:in nun die Regierung sowie Richter:innen ernennen und 
absetzen oder das  Parlament auflösen. 

Im Bereich der Menschenrechte gibt es nach wie vor erhebliche Defizite. In Folge des von 
den USA ausgerufene „Krieges gegen den Terror“ hat sich die Menschenrechtssituation auch 
in Tunesien verschlechtert. Zwar hat sich die Lage nach den Umstürzen in Tunesien grund-
sätzlich gebessert und politische Häftlinge wurden im Nachgang entlassen, die ohnehin be-
reits stark eingeschränkten Meinungs- und Versammlungsfreiheiten wurden mit „Anti-Ter-
ror-Gesetzen“ und unter dem 2015 verhängten und mehrmals verlängerten Notstand aller-
dings weiter untergraben. Proteste wurden des Öfteren gewaltsam durch die staatlichen Si-
cherheitskräfte aufgelöst und Demonstrierende strafrechtlich verfolgt. Es gibt Berichte von 
teils tödlicher Polizeigewalt sowie Folter und Misshandlung in Haft. Die Lage der Rechte von 
Frauen hat sich in den letzten Jahren verbessert und die Repräsentation von Frauen in Wahlen 
ist deutlich angestiegen. Strukturelle Diskriminierung und Gewalt gegenüber Frauen bleiben 
jedoch ein Problem in Tunesien. LGBTQIA+-Rechte sind diskriminierend und gleichge-
schlechtliche Beziehungen werden rechtlich kriminalisiert.  

Die innere Lage in Tunesien ist auch zehn Jahre nach dem sog. arabischen Frühling weiter-
hin stark angespannt. 2011 kam es zu massiven Protesten der der Bevölkerung, die sich zu-
nächst überwiegend gegen die hohe Arbeitslosigkeit, wirtschaftlichen Problemen und die 
Perspektivlosigkeit unter den Jugendlichen richteten. Diese führten letztlich dazu, dass Prä-
sident Ben Ali im Januar 2011 aus dem Land floh und damit eine Phase des politischen Über-
gangs einleitete: Im Januar 2014 wurde eine neue demokratische Verfassung verabschiedet, 
deren Errungenschaften mit der Verfassung aus 2022 jedoch teilweise wieder aufgeweicht 
werden. 

 Im Januar 2016 kam es erneut landesweit zu mehreren heftigen Protesten und teilweise 
gewaltsamen Auseinandersetzungen. 2021 kam es zudem zu einer erneuten tiefen politi-
schen Krise, als es im Zuge von massiven Protesten zur vorübergehenden militärischen Blo-
ckade des Parlaments und zur Entlassung des Premierministers und Parlamentsvorsitzenden 
Hichem Mechichi durch den Präsidenten Kais Saied kam. Die Regierungsmehrheit wertete 
dies als Staatsstreich – ein großer Teil der Bevölkerung befürwortete den Schritt Saieds je-
doch. Hintergrund für die Proteste war abermals die anhaltend schlechte wirtschaftliche 
Lage sowie die enorm angespannte Pandemiesituation sowie Polizeigewalt. Hintergrund für 
die politische Reaktion Saieds soll aber auch der schwelende Konflikt zwischen diesem und 
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der islamistischen Partei Ennahda sowie Hichem Mechichie gewesen sein. Zeitweise schien 
der gemeinsame Kurs der nationalen Einheit und des Dialogs der Großparteien daher gefähr-
det. Bis November 2021 hatte sich die Lage jedoch wieder entspannt. Die neue Verfassung 
wurde von mehr als 90 Prozent der Wahlbeteiligten angenommen und führte zu keinen grö-
ßeren Ausschreitungen.  

Es gibt in Tunesien zahlreiche Banden von Schleuser:innen, welche die illegale Migration 
über den Seeweg in häufig überfüllten und hochseeuntauglichen Schiffen nach Westeuropa 
organisieren. Es gibt immer wieder Berichte von menschrechtswidrigen Verhalten von Si-
cherheitskräften und Grenzbeamt:innen gegenüber von geflüchteten Menschen. Tunesien 
ist ebenfalls ein wichtiges Transitland im internationalen Drogenhandel. Die Informations-
lage bezüglich geltender Waffenexportkontrollen ist unbefriedigend, da beispielsweise Infor-
mationen über einschlägige Gesetze oder authentifizierte Endverbraucherzertifikate 
schlichtweg nicht erhältlich sind. Aus der Vergangenheit sind jedoch keine Fälle einer uner-
laubten Wiederausfuhr von Rüstungsgütern bekannt, problematischer ist der Schmuggel in 
das Land. 

Die ökonomische Lage Tunesiens ist relativ prekär und die Wirtschaft gilt als nur mittel-
mäßig resilient und mittelmäßig wettbewerbsfähig. Als lower-middle income country (BNE 
pro Kopf von 3.770 $) zählt Tunesien dennoch zu den Ländern mit einer hohen menschlichen 
Entwicklung (HDI-Wert von 0,732). Eine hohe Schuldenquote, hohe Arbeitslosigkeit und eine 
drohende Zahlungsbilanzkrise belasten aber die angeschlagene Wirtschaft. Weitere soziale 
Stressoren wie eine hohe Einkommensungleichheit, hohe Emigrationszahlen oder ein rapi-
des Bevölkerungswachstum bestehen allerdings nicht. Im Hinblick auf die SDGs konnte Tu-
nesien einige wichtige Erfolge erzielen, hinkt aber bei rund 20 % der Ziele hinterher oder ver-
schlechterte sich sogar. Rund 42 % der Ziele sind aber mindestens auf einem guten Weg zur 
Zielerreichung bis 2030. Die Militärausgaben von durchschnittlich 2,4 % am BIP sind im regi-
onalen Vergleich nicht besonders hoch – dennoch weist Tunesien dem Verteidigungssektor 
im globalen Vergleich recht viele Ressourcen zu. Angesichts der Wirtschaftslage, insbeson-
dere der hohen Schulden und möglicher drohender Zahlungsausfälle, kann die Gefahr einer 
beeinträchtigenden Wirkung von Rüstungskäufen nicht gänzlich ausgeschlossen werden. 
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Teil I: Informationen zum Sicherheitssektor 

Deutsche Rüstungsexporte  

 
Tabelle 1 

Deutsche Rüstungsexporte nach Außenwirtschaftsgesetz, 1999-2023 (in Millionen Euro) 

Jahr Güter / in Prozent des Gesamtwertes  Gesamt-
wert 

1999 Teile für Bodenradarsysteme: 96,9% 0,01  

2000 Patrouillenboote: 95,3% 0,64  

2001 Sportpistolen und –Revolver: 55,5%; Herstellungsausrüstung für Handfeuerwaffen; 
Munition: 44% 

0,03  

2002 Kommunikationssysteme, Boden-Überwachungsradar, Teile für Kommunikations-
systeme: 98,2% 

9,16  

2003 Kommunikationsausrüstung: 89,9% 0,24  

2004 Kommunikationssysteme und Teile für Kommunikationsausrüstung: 88,4% 0,47  

2005 Schnellboote und Teile für Schnellboote: 99,9% 33,0  

2006 Teile für Freund-Feind- Kennungssystem und Kommunikationsausrüstung: 75,5%; 
Software für Interferometer Peilsystem: 12,5% 

0,06  

2007 Geländewagen mit Sonderschutz und Tarnleuchten: 99,9% 0,26  

2008 Teile für Schnellboote: 86,6% 0,07 

2009 LKW und Teile für Landfahrzeuge: 94,5% 3,12 

2010 Teile für Hubschrauber: 85% 1,65 

2011 LKW, Sattelzugmaschinen und Teile für Tarnbeleuchtung: 98,8% 3,96 

2012 Teile für Hubschrauber: 73,7 % 
LKW und Teile für gepanzerte Fahrzeuge, LKW, Patrouillenfahrzeuge: 26,3% 

2,08 

2013 LKW und Teile für gepanzerte Fahrzeuge, LKW: 97,9% 0,36 

2014 
 
 

2015 

Ballistische Schutzwesten: 77,1% 
Infrarot-Beobachtungsgeräte: 21,9% 
 

Teile für Hubschrauber: 52,1% 
Teile für gepanzerte Fahrzeuge und LKW: 17% 
Sicherheitsisolierglas und Bombenschutzanzüge: 15,7% 
 

8,08 
 
 

2,11 
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Jahr Güter / in Prozent des Gesamtwertes  Gesamt-
wert 

2016 LKW und Teile für gepanzerte Fahrzeuge, LKW: 66,3% 
Sicherheitsstahl, Sicherheitsisolierglas und Helme: 16,9% 

2,66 

2017 LKW, Radlader und Teile für gepanzerte Fahrzeuge: 88% 58,24 

2018 Teile für Hubschrauber: 76,6% 
Gepanzerte Radfahrzeuge und Teile für gepanzerte Fahrzeuge, ballistischen Schutz: 
22,6% 

1,78 

2019 LKW und Teile für gepanzerte Fahrzeuge, LKW: 90,9% 11,88 

2020 LKW und ballistisches Glas für Geländewagen [Bank]: 98,7% 57,07 

2021 LKW und Teile für gepanzerte Fahrzeuge, LKW: 78,1% 
Körperpanzer-Schutzplatten: 15,2% 

2,70 

2022 Teile für Flugabwehrradare: 64,6 % 
Teile für Kommunikationsausrüstung: 34,9 % 

0,65 

2023 Bildverstärkerausrüstung: 95,6 % 0,32 

Quelle: Rüstungsexportberichte der Bundesregierung 1999-2023, verfügbar auf der Website des Bundesministeriums für 
Wirtschaft und Klimaschutz https://www.bmwk.de  
 

 
Schaubild 1 

Deutsche Rüstungsexporte, 1999–2023 
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Tabelle 2 

Auszug aus dem Waffenhandelsregister von SIPRI, Lieferungen aus Deutschland nach Tu-
nesien 2000-2024 

Anzahl Bezeichnung Waffenkategorie 
Bestell-
Jahr 

Liefer-
Jahre 

Bisher 
geliefert 

Status 

6 Albatros/Type-
143 

Schnellboot 2004 2005 6 Gebraucht  

5 Spexer-2000 Bodenüberwachungs-
radar 

2016 2017 5 Neuwertig 

10 Dingo-2 Gepanzerter Mann-
schaftstransporter 

(2017) 2017 10 Gebraucht 

Quelle: SIPRI Arms Transfers Database, https://armstrade.sipri.org/armstrade/page/trade_register.php  

Kommentar 
 

 Über die letzten zwei Dekaden empfing Tunesien nur in sehr begrenztem Umfang Rüs-
tungsgüter aus Deutschland. In der Regel hatten diese Lieferungen ein Volumen im einstelli-
gen Millionenbereich oder darunter. Nur dreimal wurden Volumen im zweistelligen Millio-
nenbereich erreich. So wurden 2005 Schnellboote und Teile für Schnellboote für 30 Millionen 
Euro geliefert.  

Als 2015, als zwei schwere Terroranschläge auf Tourist:innen Tunesien erschütterten, wei-
tete Deutschland seine militärische Kooperation mit dem nordafrikanischen Land aus und 
sagte die Lieferung militärischer Ausrüstung für 1,2 Millionen Euro und eine verstärkte Aus-
bildung tunesischer Soldat:innen zu.  

Die tunesischen Streitkräfte erhalten nun zunächst ein schwimmendes Dock für die Repa-
ratur von Booten, eine Barkasse für Patrouillen, fünf Kleinlastwagen sowie 3.000 Helme und 
700 Doppelfernrohre. Gleichzeitig soll die militärische Kooperation zwischen den beiden 
Staaten ausgeweitet werden. So schult etwa die Bundeswehr Mechaniker:innen, die militäri-
sche Fahrzeuge aus deutschen Beständen reparieren sollen. Außerdem hat die Bundeswehr 
in den vergangenen Jahrzehnten mehrere hundert tunesische Soldat:innen ausgebildet. 
Auch half Deutschland Tunesien dabei helfen, die 600 Kilometer lange Grenze zu Libyen zu 
sichern, um zu verhindern, dass islamistische Terrorist:innen und Waffen nach Tunesien ge-
langen.   

2017 stiegen die deutschen Rüstungslieferungen nach Tunesien deutlich an. Dabei wurden 
insbesondere LKW, Radlader und Teile für gepanzerte Fahrzeuge geliefert. Neben fünf 
Spexer-2000 Bodenüberwachungsradaren lieferte Deutschland 2017 auch zehn gebrauchte 
gepanzerte Mannschaftstransporter vom Typ Dingo-2. Bei beiden Exporten handelt es sich 
um Schenkungen der Bundesregierung. Im Jahr 2020 waren deutsche Rüstungsexporte nach 
Tunesien mit 57 Millionen Euro ähnlich hoch wie 2017. Allerdings war in diesem Fall nicht der 
tunesische Staat, sondern eine Bank Empfänger. Seitdem fielen die deutschen Exporte wie-
der auf Volumen im einstelligen Millionenbereich und darunter.  

https://armstrade.sipri.org/armstrade/page/trade_register.php
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Bedeutung deutscher Großwaffensysteme für das Empfängerland 

 
Tabelle 3 

Höhe der Exporte von Großwaffensystemen nach Tunesien 2020-2024, Mio. TIV1 

Jahr 2020 2021 2022 2023 2024 2020-2024 

Summe 16 19 33 33 78 179 

Quelle: SIPRI Arms Transfers Database: https://armstrade.sipri.org/armstrade/page/values.php  

 
Tabelle 4 

Deutsche Exporte von Großwaffensystemen nach Tunesien 2020-2024, Mio. TIV  

Da Deutschland im Zeitraum von 2020 bis 2024 keine kompletten Großwaffensysteme 
nach Tunesien lieferte, finden sich keine entsprechenden Angaben in der Arms Transfer Da-
tenbank von SIPRI.  

Quelle: SIPRI Arms Transfer Database, https://armstrade.sipri.org/armstrade/page/values.php  
 

 
Schaubild 2  

Wichtigste Lieferanten von Großwaffensystemen 2020-2024, Mio. TIV 

 
Quelle: SIPRI Arms Transfer Database, https://armstrade.sipri.org/armstrade/page/values.php  

 
1 SIPRI gibt die Werte als sogenannten Trend Indicator Value (TIV) an. Der TIV basiert auf den bekann-

ten Produktionskosten für bestimmte Waffensysteme und bildet den militärischen Wert in einer eigenen 
hypothetischen Einheit ab. So werden etwa Wertverluste bei älteren und gebrauchten Geräten berück-
sichtigt. Der TIV bildet damit eher den militärischen als den finanziellen Wert ab. Weiterführend, siehe 
SIPRI, Arms Transfers Database, abrufbar unter: https://www.sipri.org/databases/armstransfers/back-
ground#TIV-tables  
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Kommentar zu den Waffenkäufen 

Laut SIPRI-Datenbank (Stand: Mai 2025) nahm Tunesien zwischen 2020 bis 2024 die 66. 
Stelle unter den weltweiten Waffenimporteuren ein. Wichtigster Rüstungslieferant waren die 
USA, gefolgt von Spanien und der Türkei auf dem zweiten Platz, und – mit einigem Abstand 
–  Kanada.  

Im Jahr 2010 bestellte das Land zwei C-130J Transportflugzeuge in den USA, die bis Ende 
2014 ausgeliefert wurden. Insgesamt wollen die USA ihre militärische Hilfe für das Land ver-
dreifachen und stecken große Hoffnungen in Tunesien, das sich seit Beginn des „Arabischen 
Frühlings“ 2011 im Transformationsprozess befindet. Von den mehr als 130 Millionen Dollar 
(114,6 Mio. Euro), die die USA für 2016 beim Kongress für Tunis beantragt haben, flossen rund 
vier Fünftel in den Anti-Terror-Kampf des tunesischen Militärs. Grund dafür war die ge-
wünschte stärkere Einbindung Tunesiens in den Kampf gegen den Terror. Tunesien soll zu 
einem bedeutenden Alliierten außerhalb der NATO werden. Zudem plant Tunesien eine Mo-
dernisierung der Luftwaffe mit Unterstützung der USA. 2016 exportierten die USA 12 leichte 
Flugzeuge (Typ MX-7) nach Tunesien. In den letzten zehn Jahren erhielt Tunesien außerdem 
12 S-70/UH-60L Hubschrauber, drei leichte Bell-429 GlobalRanger Helikopter (für die Natio-
nalgarde) sowie 24 gebrauchte Bell-206/OH-58D Kampfhubschrauber aus den USA, die zur 
Grenzsicherung und Terrorismusbekämpfung dienen sollen. Des Weiteren soll durch die He-
likopter die Kompatibilität der tunesischen Streitkräfte mit denen der USA und anderen Part-
nern gesteigert werden. Im Zuge der Modernisierungsreformen der tunesischen Marine be-
stellte Tunesien 2015 unter anderem 65 Full Cabin Inboard Boote bei den USA, die bis Anfang 
2016 ausgeliefert wurden. Seit 2017 wurden zudem 150 Panzerabwehrraketen (Hellfire) ge-
liefert sowie 82 WGU-59-Raketen geordert, 124 Dieselmotoren (ISC, ISL und C280-12) für 
verschiedene Mannschaftstransporter und Patrouillenboote geliefert und 150 weitere ISC-
Dieselmotoren bestellt. Von letzteren wurden 2021 33 Stück geliefert. 2024 erreichten vier 
neuwertige im Jahr 2021 bestellte Cessna-208 Caravan-EX Flugzeuge, ebenso wie die letzte 
von insgesamt drei gebrauchten C-130H Tunesien. Letztere wurde als militärische Unterstüt-
zung geliefert (Wert von rund 69 Millionen US-Dollar). Acht PC-9 Trainingsflugzeuge, die 
ebenfalls im Jahr 2021 bestellt wurden, wurden zwischen 2022 und 2023 aus den USA impor-
tiert. Seit 2015 wurden zudem 80 HMMWV-UA und neun Pitbull VX Mannschaftstransporter 
geliefert – alle als Schenkung. 

Aus der Türkei erhielt Tunesien 2014 bis 2016 100 gepanzerte Mannschaftstransporter 
vom Typ Kirpi und 2017 70 weitere vom Typ Ejder Yalcin. Jüngst hat Tunesien insgesamt 196 
weitere gepanzerte Mannschaftstransporter derselben zwei Typen aus der Türkei geordert, 
von denen bereits 75 von insgesamt 150 Yalcin und alle 46 Kirpi Tunesien zwischen 2021 und 
2023 erreicht haben. Außerdem erhielt Tunesien neun gepanzerte Mannschaftstransporter 
des Typs Vuran zwischen 2020 und 2021. 2020 bestellte Tunesien fünf bewaffnete Anka-S 
Drohnen aus der Türkei, welche zwischen 2021 und 2023 vollständig geliefert wurden.  

Zwischen 2020 und 2024 wird ebenfalls Spanien als bedeutender Rüstungslieferant für 
Tunesien genannt. Grund hierfür ist die Lieferung von wahrscheinlich vier Luftsuchradaren 
des Typs Lanza-LTR, welche 2020 in Spanien bestellt wurden und 2024 in Tunesien eintrafen. 

Aus Kanada erhielt Tunesien zwischen 2022 und 2023 schätzungsweise acht Flugzeugmo-
toren Pratt & Whitney PT-6A-68 für die aus den USA gelieferten Trainingsflugzeuge (PC-9).  
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Militärausgaben  

 
Tabelle 5 

Absolute Militärausgaben und Anteil am BIP (Mio. USD) 

 2020 2021 2022 2023 2024 

Militärausgaben (in Millionen US-Dollar) 1307 1312 1254 1208 1230 

Anteil am BIP (in Prozent) 2,7 2,6 2,6 2,5 2,5 

Anteil an Staatsausgaben (in Prozent) 7,9 7,9 7,0 7,0 7,3 

Angaben in konstanten Preisen mit 2023 als Basisjahr.  
Quelle: SIPRI Military Expenditure Database 

 
Schaubild 3  

Absolute Militärausgaben, Trend 2015 – 2024 in Mio. USD  

 
Angaben in konstanten Preisen USD mit dem Basisjahr 2023. 
Quelle: SIPRI Military Expenditure Database 
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Schaubild 4  

Anteil der Militärausgaben am BIP, Trend 2015 – 2024 (in Prozent) 

Angaben in konstanten Preisen mit 2023 als Basisjahr.  
Quelle: SIPRI Military Expenditure Database 

Lokale Rüstungsindustrie 

Insgesamt verfügt Tunesien über keine bedeutenden eigenen Rüstungsproduktions-kapa-
zitäten und ist somit auf Waffenlieferungen von anderen Ländern angewiesen. Nach der Un-
abhängigkeit des Landes von Frankreich (1956) waren zunächst die USA und Frankreich wich-
tigste Lieferanten von Rüstungsgütern. Mit Unterstützung von Südkorea stellt Tunesien aber 
kleinere Patrouillenboote in Lizenz her; zwischen 2015 und 2021 wurde eine kleine Anzahl an 
Patrouillenbooten für die Marine produziert. Zudem werden Munition und vereinzelt auch 
Kleinwaffen produziert. Auch mit der Türkei wurde ein Kooperationsabkommen geschlos-
sen, genaue Projekte sind bisher aber noch nicht bekannt geworden. Der Import von bewaff-
neten Anka-S Drohnen aus der Türkei in den Jahren 2021 und 2023 für die Luftwaffe spiegelt 
wachsende Beziehungen mit der Türkei wider. 2022 verkündete Verteidigungsminister 
Memmich auf einem militärwissenschaftlichen Symposium, dass die Entwicklung einer Rüs-
tungsindustrie zukünftig ein nationales Ziel darstelle.  

Streitkräftestruktur 

Wehrpflicht: 12 Monate 

 
Box 1 

Gesamtstärke der Streitkräfte 

35.800 aktiv, davon: 

Heer: 27.000 

Marine: 4.800 
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Luftwaffe: 4.000 

 

Gendarmerie & Paramilitärische Einheiten: 12.000, davon 

Nationalgarde: 12.000 

Quelle: IISS Military Balance 2025 
 

 
Tabelle 6 

Stärke der Streitkräfte, Trend 2016–2024 

 2016 2017 2018 2019 2020 2021 2022 2023 2024 

Aktive in 1.000 (IISS)  35,8 35,8 35,8 35,8 35,8 35,8 35,8 35,8 35,8 

Soldat:innen auf 1.000 
Einwohner:innen 
(BICC Berechnungen) 

3,1 3,1 3 3 3 3 3 2,9 2,9 

Quellen: IISS Military Balance, 2017-2025, World Bank 

Kommentar 

Mit einem Gesamtumfang von lediglich 35.800 Soldat:innen sind die Streitkräfte Tunesi-
ens deutlich kleiner und in Bezug auf schwere Waffensysteme den meisten Ländern der Re-
gion unterlegen. Vornehmliche Aufgaben der tunesischen Streitkräfte und Sicherheitsbehör-
den sind seither die Bewahrung territorialer Integrität und innerer Sicherheit sowie die Be-
kämpfung von militanten islamischen Fundamentalist:innen. Diese genießen zwar nur wenig 
Rückhalt in der von einer gemäßigten Auslegung des Islam geprägten Bevölkerung, können 
das Land aber über die offenen Grenzen der Sahara im Süden infiltrieren. Tunesien ist genau 
wie Algerien ein Verbündeter der Vereinigten Staaten im „Krieg gegen den Terror“. In den 
vergangenen Jahren wurde zudem die Lage im Nachbarland Libyen als Grund zur Sorge ge-
sehen. 

Die tunesischen Landstreitkräfte sind hauptsächlich mit westlichen Waffensystemen aus-
gerüstet. Viele sind allerdings inzwischen veraltet, eine Modernisierung ist daher im Gange. 
Die Ausbildung der tunesischen Streitkräfte wird zu großen Teilen auch durch ausländische 
Kooperationspartner übernommen. So schult etwa die Bundeswehr Mechaniker:innen, die 
militärische Fahrzeuge aus deutscher Produktion reparieren sollen. Außerdem hat die Bun-
deswehr in den vergangenen Jahrzehnten mehrere hundert tunesische Soldat:innen ausge-
bildet. Auch Grenzschützer:innen und Polizist:innen erhalten seit einigen Jahren Training 
durch Deutschland.  Seit den 1980er Jahren genossen im Rahmen des Programms „Interna-
tional Military Education and Training“ (IMET) rund 3.600 Offizier:innen eine Ausbildung in 
den Vereinigten Staaten. Die Ausbildung des Offizierskorps wird zu großen Teilen vom Pen-
tagon übernommen. So haben beispielsweise alle Luftwaffenoffizier:innen in ihrer Ausbil-
dung militärische Stationen in den Vereinigten Staaten durchlaufen. Im Jahr 2004 beteiligten 
sich 87 Militärangehörige an IMET-Trainingsmaßnahmen im Wert von 1,88 Millionen US-Dol-
lar, vor allem im Bereich der Terrorismusbekämpfung. Darüber hinaus gab es gemeinsame 
Militärübungen. Auch in Frankreich und Italien wurden immer wieder Offizier:innen 
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ausgebildet. Vor den Protesten 2011 gingen viele tunesische Pilot:innen zudem nach Ägyp-
ten, um sich dort trainieren zu lassen. 

Diese westliche Orientierung der Streitkräfte schlägt sich auch in militärischer Doktrin und 
Mentalität nieder. 2015 erklärten die USA Tunesien zu einem maßgeblichen Nicht-NATO-
Verbündeten; 2020 wurde zudem erneut eine zehnjährige Militärkooperation mit den USA 
unterzeichnet, wodurch die Trainingskontingente und technische Unterstützung (after-sales 
support) erhöht werden sollen. Beide Länder halten - zusammen mit anderen Partnerländern 
der Region und innerhalb der NATO – das jährliche Manöver African Lion ab, welche 2024 
und 2025 von Tunesien organisiert wurde. 

Tunesien profitiert außerdem von Verteidigungs- und Sicherheitskooperationen mit 
Frankreich und Italien. Seit 2016 kooperiert Tunesien auch mit Deutschland und den USA im 
Rahmen des Tunisian Border Security Project. Auch an Peacekeeping Missionen der Verein-
ten Nationen beteiligen sich die Streitkräfte mit Personal und Gerät.  

Bewaffnung der Streitkräfte 

 
Tabelle 7 

Heer 

Waffenkategorien Anzahl Kommentar 

Schwere Panzer 84  

Leichte Panzer 48  

Gepanzerte Mannschaftstransporter 480  

Aufklärer 60  

Bergepanzer 11  

Artillerie 276  

Panzerabwehr 35 
Anzahl der Fahrzeuge; zusätzlich einige Pan-
zerabwehrlenkwaffensysteme (Milan und 
TOW) 

Luftabwehr Mehr als 126 
Zusätzlich einige Flugabwehrraketensys-
teme (RBS-70) 

Quelle: IISS Military Balance 2025 

Kommentar 

Die tunesischen Landstreitkräfte sind hauptsächlich mit westlichen Waffensystemen aus-
gerüstet und sind die größte der drei Teilstreitkräfte. Dennoch bestehen sie nur aus rund 
27.000 Personen (davon 22.000 Wehrpflichtige) – deutlich zu wenig, um dauerhaft die Sicher-
heit und Stabilität des Landes sichern zu können, schätzen Expert:innen. Viele der benutzten 
Waffen sind zudem inzwischen veraltet, so zum Beispiel die 84 US-amerikanischen M-60 
Panzer, welche derzeit im Einsatz sind. Eine umfassende Modernisierung der 
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Heeresausstattung ist derzeit nicht in Planung, stattdessen liegt der Fokus auf der Verbesse-
rung der Marine, Luftwaffe und nachrichtendienstlichen Fähigkeiten.  

Die US-Regierung verkündete daher Anfang 2015, die militärische Unterstützung für Tu-
nesien zu verdoppeln, um Tunesien besser für den Kampf gegen Terrorismus auszurüsten. 
Aus demselben Grund lieferte China 2015 zudem modernes militärisches Equipment, darun-
ter Waffen, Munition und kugelsichere Westen. Darüber hinaus sicherte die deutsche Bun-
deswehr nach den Terroranschlägen 2015 militärische Unterstützung zu und lieferte fünf 
Kleinlastwagen sowie 3.000 Helme und 700 Doppelfernrohre an das tunesische Heer.  

Im Februar 2016 kündigte das Vereinigte Königreich Unterstützung bei der Ausbildung tu-
nesischer Soldat:innen an. Ein Trainingsteam von 20 Personen reiste dazu nach Tunesien und 
bildete insbesondere Streitkräfte aus, die sich anschließend mit dem Kampf gegen illegale 
Grenzübertritte aus und nach Libyen befassen sollten. 2023 wurde durch die EU ein Hilfspa-
ket über 900 Millionen Euro in Aussicht gestellt, von dem rund 100 Millionen in die „Migrati-
onskontrolle“ bzw. das „Grenzmanagement“ fließen sollen.  
 

 
Tabelle 8 

Marine 

Waffenkategorien Anzahl Kommentar  

Patrouillenboote 45  

Logistik und Unterstützung  6  

Quelle: IISS Military Balance 2025 

Kommentar 

Obwohl sich die Küste Tunesiens über etwa 1.000 Kilometer erstreckt, verfügt die Marine 
über eher geringe Kapazitäten. Bei der Ausstattung handelt es sich um meist kleinere 
Schnellboote der französischen Combattante-Klasse. 2005 stockte das tunesische Verteidi-
gungsministerium seine Marine um sechs ältere Schnellboote der Albatros-Klasse aus deut-
scher Produktion auf, die seitdem als Patrouillenboote mit vielfältigen Einsatzmöglichkeiten 
eingesetzt werden und die Anzahl der genutzten Patrouillenboote in Tunesien zwischenzeit-
lich auf 35 erhöhten. Mit Hilfe Südkoreas wurden zudem zahlreiche Patrouillenboote unter 
Lizenz in Tunesien produziert. Künftig soll die Marine stärker aufgerüstet und modernisiert 
werden. Im Zuge dieser Reform bestellte Tunesien 2015 unter anderem vier Patrouillenboote 
bei dem US-Hersteller SAFE Boats International. Diese ergänzen eine Flotte von über 20 äl-
teren SAFE-Booten. 

Die Marine wird von der 12.000 Personen starken Nationalgarde unterstützt, deren Küs-
tenwache u. a. mit 27 Küstenpatrouillenbooten – teilweise aus der ehemaligen DDR (Kondor- 
und Bremse-Klasse) – sowie drei Transport- und acht Mehrzweckhelikoptern ausgestattet ist 
und maßgeblich für die Sicherheit von Tourist:innen in tunesischen Ferienorten zuständig ist. 
Da sie zudem für die Sicherung von Tunesiens Küsten im Zuge der anhaltenden Fluchtbewe-
gungen zuständig ist, schenkte das italienische Innenministerium im Frühjahr 2015 der 
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tunesischen Küstenwache mehrere Patrouillenboote, die die tunesische Marine bei der Ret-
tung von Geflüchteten unterstützen sollen. 

Darüber hinaus sicherte die deutsche Bundeswehr nach den Terroranschlägen 2015 mili-
tärische Unterstützung zu und stellte der tunesischen Marine ein schwimmendes Dock für die 
Reparatur von Booten sowie eine Barkasse für Patrouillen. Auch die USA unterstützt den Aus-
bau der Fähigkeiten, indem sie z. B. 2017 13 Küstenradarstellungen mit neuen Küstenradaren 
ausstatteten.  
 

 
Tabelle 9 

Luftwaffe 

Waffenkategorien Anzahl Kommentar  

Jagdflugzeug 11  

Aufklärer 16  

Ausbildungsflugzeuge 31 Davon 9 L-59 Albatros kampffähig 

Transportflugzeuge 19  

Mehrzweckhubschrauber 34  

Such- und Rettungshubschrauber 11  

Transporthubschrauber 39  

Drohnen 5 Alle kampffähig (Anka-S) 

Raketen Einige  
AIM-9P Sidewinder; AGM-114R 
Hellfire 

Quelle: IISS Military Balance 2025 

Kommentar 

Mit nur 4.000 Mitgliedern ist die tunesische Luftwaffe ausgesprochen klein, vor allem im 
Gegensatz zu seinen Nachbarn Marokko, Algerien und Libyen. Auch die Ausstattung dieser 
Teilstreitraft ist limitiert: So besitzt die Luftwaffe lediglich elf Kampfflugzeuge vom Typ F-
5E/F. Die tunesische Luftwaffe ist weiterhin dringend modernisierungsbedürftig. Ziel ist es 
auch, die Such- und Rettungsfähigkeiten der Luftwaffe zu verbessern und sie für humanitäre 
Einsätze besser auszurüsten. Dazu wurden seit 2011 mehrere Rüstungslieferungen entge-
gengenommen, darunter unter anderem zwei C-130J Transportflugzeuge, die 2010 bei den 
USA bestellt und bis Ende 2014 ausgeliefert wurden. Diese wurden zwischen 2022 und 2024 
noch um drei weitere gebrauchte Exemplare der Version C130H ergänzt. 2024 wurden die 
Kapazitäten der tunesischen Luftwaffe ebenfalls durch vier weitere leichte Transportflug-
zeuge des Typs Cessna-208 Grand Caravan-EX erweitert, welche vor allem als Aufklärer und 
in der Luftraumüberwachung zum Einsatz kommen sollen. In den letzten fünf Jahren erhielt 
Tunesien außerdem von den USA vier S-70/UH-60L Hubschrauber, drei leichte Bell-429 
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GlobalRanger Helikopter sowie 24 gebrauchte Bell-206/OH-58D Mehrzweck- bzw. Kampf-
hubschrauber. Die mit diesen Lieferungen einhergehende Modernisierung zielt auch darauf 
ab, die Kompatibilität der tunesischen Streitkräfte mit denen der USA und anderer Partner 
zu steigern. Anfang 2017 wurde bekannt, dass die USA verstärkte Trainingsmaßnahmen für 
die tunesische Luftwaffe plant, insbesondere zwecks Sicherung der östlichen Grenze. Vor 
dem „Arabischen Frühling“ von 2011, wurden einige tunesische Pilot:innen auch in Ägypten 
ausgebildet. 

Zwischen 2021 und 2023 erhielt Tunesien außerdem aus der Türkei fünf bewaffnete Anka-
S Drohnen, die sich nun auch im Einsatz der Luftwaffe befinden.  
 

 
Box 2 

Paramilitärische Einheiten 

Nationalgarde:  

27 Patrouillenboote 

8 Mehrzweckhubschrauber  

3 Transporthubschrauber 

Mehr als 29 gepanzerte Mannschaftstransporter  

2 Angriffsfahrzeuge 

Einige Mehrzweckfahrzeuge  

Quelle: IISS Military Balance 2025 

 
Box 3 

Peacekeeping 

Demokratische Republik Kongo (MONUSCO): 10 Soldat:innen 

Südsudan (UNMISS): 2 Soldat:innen 

Sudan (UNISFA): 2 Soldat:in 

Zentralafrikanische Republik (MINUSCA): 838 Soldat:innen 

Quelle: IISS Military Balance 2025 

Die Rolle des Militärs in der Gesellschaft 

Seit den Protesten des „Arabischen Frühlings“ 2011 hat sich die Rolle des Militärs in Tune-
sien maßgeblich verändert. Zuvor war der Einfluss der Streitkräfte auf die Landespolitik recht 
gering; insbesondere im Vergleich zu anderen Ländern der Region, wie etwa Algerien oder 
Ägypten. So kam es in der Vergangenheit eine politische Einflussnahme des Militärs zwar vor, 
jedoch weniger regelmäßig und in geringerem Ausmaß als etwa in Algerien; und dies obwohl 
der ehemalige Präsident Tunesiens Zine el-Abidine Ben Ali ursprünglich als General und Ge-
heimdienstchef beim Militär Karriere machte. Ben Ali nutzte auch zwar das Militär als Stütze 
seiner Herrschaft, dennoch sorgte er auch dafür, dass das Militär nicht - wie in anderen Staa-
ten der Region - unverhältnismäßig anwuchs. Daher verwendete er Ressourcen eher für die 
Stärkung der zivilen Sicherheitsstreitkräfte als zum Verteidigungsministerium und reduzierte 
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die Truppenstärke auf rund 40.000 Personen. Durch diese Reduktion und die ständige Kon-
trolle sollte sichergestellt werden, dass er in seiner Herrschaft nicht durch das Militär bedroht 
wird. Letztlich führte dieser Sparkurs und die geringe Bezahlung der Offizier:innen dazu, dass 
sich diese während des sog. Arabischen Frühlings gegen das Regime Ben Ali und auf die Seite 
der Bevölkerung stellten. So verweigerten sie seinen „Eindämmungsbefehl“, als Ben Ali sie 
2011 nach wochenlangen Unruhen aufmarschieren ließ, und ließen stattdessen die Bevölke-
rung gewähren. Infolgedessen übernahm das Militär sukzessive eine stabilisierende Rolle in 
Sachen innerer Sicherheit, hielt sich dabei jedoch dem politischen Prozess heraus. Dadurch 
trug es maßgeblich zur demokratischen Transformation des Landes bei.  

Nach der Revolution von 2011 und den politischen Umbrüchen, hielt sich das Militär zu-
nächst weiterhin aus politischen Prozessen fern, versuchte aber zunehmend, die innere Si-
cherheit des Landes zu stärken, was ihm jedoch aufgrund mangelnder Ausbildung und feh-
lender Ressourcen nur mäßig gelang. Zudem litt darunter die eigentliche Aufgabe des Mili-
tärs, die Grenzen – beispielsweise zu Libyen – zu sichern und Waffenschmuggel aus dem in-
stabilen Nachbarland zu unterbinden. Bis heute mangelt es den tunesischen Streitkräften an 
Ausrüstung, Finanzen und Personal, um alle Aufgaben erfüllen zu können. Gleichzeitig sind 
die Aufgaben zwischen den Sicherheitskräften und dem Militär nicht hinreichend getrennt, 
was zur Folge hat, dass die Streitkräfte zunehmend Aufgaben übernehmen, die eigentlich der 
Polizei zuzuschreiben wären. Dieser Trend nimmt allerdings in letzten Jahren wieder ab. 
Nichtsdestotrotz nahm unter Kais Saied die politische Rolle und der generelle Einfluss des 
Militärs wieder stark zu. Nach seiner Wahl 2019 zeigte sich dies bspw. bereits in 2021, als das 
Militär sich an der Blockade des Parlamentes. Generell hat das Militär aber eine gute Bezie-
hung zur Bevölkerung, was unter anderem auch daran liegt, dass alltägliche Repressionen zur 
Machtsicherung von paramilitärischen Einheiten des Innenministeriums ausgeführt werden. 
So geben nach Daten des World Value Survey auch in der Befragungsrunde 2017-2022 rund 
72 Prozent der Befragten an, etwas (34,4 %) oder sehr viel Vertrauen (37,7 %) in die Streit-
kräfte zu haben.  

Wie auch in anderen Maghreb-Ländern besteht die vorrangige Aufgabe der tunesischen 
Streitkräfte bis heute weniger in der Bekämpfung oder Abschreckung äußerer Bedrohungen 
als in der Verfolgung vereinzelter islamistischer Gruppen im Inneren. Islamischer Fundamen-
talismus ist in Tunesien nicht so weit verbreitet, sodass die Bevölkerung im Großen und Gan-
zen die militärische Bekämpfung mutmaßlicher Terrorist:innen unterstützt. Einschränkend 
muss aber auch angeführt werden, dass sich auch viele Tunesier:innen dem IS angeschlossen 
haben: Rund 2.900 in Syrien und bis zu 1.000im Irak und Libyen. Rund 27.000 sollen eine Aus-
reise versucht haben. Die zum Zweck der Bekämpfung von der Regierung erlassenen „Anti-
Terror-Gesetze“ gefährdeten allerdings laut Amnesty International zunehmend grundle-
gende Menschenrechte. Außerdem würden grundlegende Freiheiten, wie die Meinungs- und 
Pressefreiheit eingeschränkt, wenn Menschen Kritik am Präsidenten Saied, den Sicherheits-
kräften oder dem Militär äußerten. Dabei würden manche Betroffene vor Militärgerichte ge-
stellt werden, berichtet bspw. Human Rights Watch. Den Militärgerichten mangelt es an Un-
abhängigkeit, wie es internationales Gesetz fordert, bemängelt Amnesty International und 
fordert, die Verurteilungen von Zivilist:innen aufzuheben.  

https://www.worldvaluessurvey.org/WVSOnline.jsp
https://www.hrw.org/world-report/2023/country-chapters/tunisia
https://www.amnesty.org/en/latest/news/2023/02/tunisia-convictions-of-six-civilians-by-military-courts-must-be-quashed/
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Polizei und andere Sicherheitskräfte 

 

Tabelle 10 

Ausgaben für öffentliche Ordnung und Sicherheit der Zentralregierung, gemessen am BIP 
(in %) 

 2019 2020 2021 2022 2023 

Ausgaben öffentliche Ordnung /  
Sicherheit  

- - - - - 

 
Quelle: IMF Government Finance Statistics. Functional Expenditures (COFOG) - IMF Data 

Die tunesische Nationalpolizei (SN) untersteht dem Innenministerium und ist für die Straf-
verfolgung sowie die Aufrechterhaltung der internen Sicherheit und Ordnung zuständig. In-
nerhalb der Polizei gibt es verschiedene Einheiten, darunter die Verkehrspolizei (Police Rou-
tiére) sowie eine Eingreiftruppe (Unités d’Intervention), die für die Eindämmung von Aus-
schreitungen und Straßenkämpfen zuständig ist. Darüber hinaus befinden sich unter der 
Kontrolle des Innenministeriums die Justizbeamt:innen (Gefängniswärter:innen), eine spezi-
elle Einheit zum Schutze des:der Präsident:in und anderen politischen Persönlichkeiten (Di-
rection Générale de la Sécurité du Chef de l'Etat et des Personnalités Officielles) sowie eine 
Geheimdiensteinheit (Direction Générale des Services Spéciaux).  

Lange Zeit gab es keine klare Trennung der Aufgaben der Sicherheitskräfte und des Mili-
tärs, da letzteres teilweise auch Aufgaben der Polizei übernommen hat. Mittlerweile ist das 
Militär eher für den Kampf gegen Terrorismus zuständig und beide Kräfte arbeiten stärker 
zusammen, wie beispielsweise Anfang März 2016, als islamistische Kämpfer:innen die Stadt 
Ben Guerdan an der libyschen Grenze stürmten und gleichermaßen Armee- und Polizeipos-
ten angriffen. Die Polizeikräfte in Tunesien erhalten seit 2015 Unterstützung durch die deut-
sche Bundespolizei, die in Tunis ein permanentes Büro eröffnet hat. Die Zusammenarbeit soll 
vor allem die tunesische Grenzpolizei bei der Grenzsicherung zu Algerien und Libyen und die 
Nationalgarde bei der Wahrung der maritimen Sicherheit unterstützen. 

Die Polizei genießt ein geringeres Vertrauen in der Bevölkerung als die Streitkräfte – nur 
46,2 Prozent geben in einer Befragung des World Value Survey an, etwas (32,2 %) oder viel 
Vertrauen (14 %) in die Polizei zu haben. Ergebnissen des Arab Barometers aus dem Jahr 2018 
zufolge haben etwas mehr Menschen in Tunesien Vertrauen in die Polizei: So sprachen hier 
insgesamt 62 Prozent der tunesischen Befragten der Polizei ihr Vertrauen aus. 

Seit der Machtübernahme des neuen Präsidenten Saied im Jahr 2021 wird von einer mas-
siven Zunahme von brutalen Übergriffen der Polizeikräfte, auch gegen friedliche Prostie-
rende berichtet. Diese gehen einher mit willkürlichen Festnahmen und Berichten über Folte-
rung in Haft. Kritik an der Regierung wird zunehmend unterdrückt, was sich auch in den Re-
den Saieds zeigt, der Regierungskritiker:innen und politische Gegner:innen oft als „Verräter“ 
oder „Terroristen“ betitelt. Unter diesem Vorwand befinden sich im Januar 2025 laut Human 
Rights Watch über 50 Personen in Haft. Des Weiteren droht 14 Personen, die aus politischen 
Motiven inhaftiert sind, trotz mangelnder Beweislage die Todesstrafe. Die Polizei dient damit 
zunehmend als Werkzeug der politischen Machtausübung und der Unterdrückung politischer 

https://legacydata.imf.org/regular.aspx?key=61037799
https://www.worldvaluessurvey.org/WVSOnline.jsp
https://www.arabbarometer.org/survey-data/data-analysis-tool/
https://www.hrw.org/report/2025/04/16/all-conspirators/how-tunisia-uses-arbitrary-detention-crush-dissent
https://www.hrw.org/report/2025/04/16/all-conspirators/how-tunisia-uses-arbitrary-detention-crush-dissent
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Opposition. Ohne Beweise dürfen Personen in Tunesien gesetzlich maximal 14 Monate in Un-
tersuchungshaft gehalten werden. Dieser Zeitraum wird jedoch häufig weit überschritten. 
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Teil II: Informationen zu den Kriterien des Gemeinsamen Stand-
punkts 

 

Bewertung auf Grundlage der BICC-Datenbank 

 

 

Kriterium Bewertung 

 1.  Einhaltung internationaler Verpflichtungen Nicht kritisch 

 2.  Achtung der Menschenrechte im Empfängerland Kritisch 

 3.  Innere Lage im Empfängerland Kritisch 

 4.  Erhalt von Frieden, Sicherheit und Stabilität  
       in der Region 

Möglicherweise kritisch 

 5.  Bedrohung von Alliierten  Nicht kritisch 

 6.  Verhalten in der internationalen Gemeinschaft Nicht kritisch 

 7.  Unerlaubte Wiederausfuhr Kritisch 

 8.  Wirtschaftliche und technische Kapazitäten  
       des Landes  

Möglicherweise kritisch 

      
           Quelle: Bonn International Centre for Conflict Studies (BICC): Rüstungsexport-Datenbank (ruestungsexport.info).  
 

Einhaltung internationaler Verpflichtungen 

 
Tabelle 11 

Mitgliedschaft in Abrüstungs- und Rüstungskontrollverträgen 

Kurzname des Abkommens Status Quelle  

Chemiewaffen-Protokoll von 1928 Beigetreten SIPRI Jahrbuch  

Partieller atomarer Teststopp Vertrag von 1963 Beigetreten SIPRI Jahrbuch  

Weltraumvertrag von 1967 Beigetreten SIPRI Jahrbuch 

Non-Proliferationsvertrag für Nuklearwaffen von 1970 Beigetreten SIPRI Jahrbuch 

Vertrag zum Verbot von Massenvernichtungswaffen auf 
dem Meeresboden von 1972 

Beigetreten SIPRI Jahrbuch 

Biologie- und Toxinwaffen-Konvention von 1975 Beigetreten  SIPRI Jahrbuch 

https://www.ruestungsexport.info/de/db
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Kurzname des Abkommens Status Quelle  

Konvention zum Verbot der Veränderung der Umwelt zu 
unfriedlichen Zwecken von 1978 

Beigetreten SIPRI Jahrbuch 

Konvention zum Verbot bestimmter konventioneller Waf-
fen von 1983  

Beigetreten SIPRI Jahrbuch 

Chemiewaffen-Konvention von 1997 Beigetreten  SIPRI Jahrbuch 

Anti-Personenminen-Konvention (Ottawa Vertrag) von 
1999 

Beigetreten SIPRI Jahrbuch 

Vertrag über eine atomwaffenfreie Zone Afrika (Vertrag von 
Pelindaba von 2006 

Beigetreten  SIPRI Jahrbuch 

Übereinkommen über Streumunition von 2010 Beigetreten SIPRI Jahrbuch 

Der Internationale Waffenhandelsvertrag 2014 Nicht beigetreten SIPRI Jahrbuch 

Atomwaffenverbotsvertrag (AVV) von 2021 Nicht beigetreten https://trea-
ties.un.org 

Kommentar 

Tunesien ist den wichtigsten internationalen Abrüstungsabkommen beigetreten, mit Aus-
nahme des Internationalen Waffenhandelsvertrags (ATT) von 2014. Das Land besitzt keine 
Massenvernichtungswaffen und hat allen Berichten zufolge auch nie versucht, in den Besitz 
solcher Waffen zu gelangen. Dem Vertrag über eine atomwaffenfreie Zone Afrika (Pelindaba 
Vertrag), der 2009 in Kraft getreten ist, ist Tunesien beigetreten. Anti-Personenminen wur-
den von Tunesien nach eigenen Angaben zuletzt 1980 eingesetzt. Dem Landmine Monitor 
2024 zufolge besitzt das Land noch 4.320 Anti-Personenminen. 

Derzeit sind keine Sanktionen der EU und der Vereinten Nationen gegen Tunesien ver-
hängt.  

Achtung der Menschenrechte im Empfängerland 

 
Tabelle 12 

Mitgliedschaft in UN-Menschenrechtsabkommen 

Abkommen Status Quelle  

Internationales Übereinkommen zur Beseitigung jeder 
Form von Rassendiskriminierung, 1969 

Beigetreten http://treaties.un.org 

Internationaler Pakt über wirtschaftliche, soziale und kul-
turelle Rechte, 1976 

Beigetreten http://treaties.un.org 

Internationaler Pakt über bürgerliche und politische 
Rechte, 1976 

Beigetreten http://treaties.un.org 

Übereinkommen zur Beseitigung jeder Form von Diskri-
minierung der Frau (CEDAW), 1981 

Beigetreten http://treaties.un.org 

Fakultativprotokoll zum CEDAW, 2000 Beigetreten http://treaties.un.org 

https://backend.icblcmc.org/assets/reports/Landmine-Monitors/LMM2024/Downloads/Landmine-Monitor-2024-Final-Web.pdf
https://backend.icblcmc.org/assets/reports/Landmine-Monitors/LMM2024/Downloads/Landmine-Monitor-2024-Final-Web.pdf
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Abkommen Status Quelle  

Übereinkommen gegen Folter und andere grausame, un-
menschliche oder erniedrigende Behandlung oder Strafe, 
1987 

Beigetreten http://treaties.un.org 

Übereinkommen über die Rechte des Kindes, 1990 Beigetreten http://treaties.un.org 

Fakultativprotokoll zum Übereinkommen über die Rechte 
des Kindes betreffend den Verkauf von Kindern, die Kin-
derprostitution und die Kinderpornographie, 2002 

Beigetreten http://treaties.un.org 

Fakultativprotokoll zum Übereinkommen über die Rechte 
des Kindes betreffend die Beteiligung von Kindern an be-
waffneten Konflikten, 2002 

Beigetreten http://treaties.un.org 

 
 

Box 4 

Auszug aus dem Länderbericht des US-amerikanischen Außenministeriums zur Men-
schenrechtspraxis für 2023 

There was a significant increase during the year in arrests, detentions, and investigations of opposition 
politicians, journalists and other media figures, lawyers, and other perceived critics of the government in 
Tunisia. Significant human rights issues included credible reports of: torture or cruel, inhuman, or degrad-
ing treatment or punishment by the government; arbitrary arrests or detentions; serious problems with 
the independence of the judiciary; political prisoners or detainees; arbitrary or unlawful interference with 
privacy; serious restrictions on freedom of expression and media freedom, including unjustified arrests or 
prosecutions of journalists, censorship, or enforcement of or threat to enforce criminal libel laws to limit 
expression; serious restrictions on internet freedom; substantial interference with the freedom of associ-
ation, including overly restrictive laws on the organization, funding, or operation of nongovernmental 
and civil society organizations; restrictions on the right to leave the country; refoulement of refugees to a 
country where they would face torture or persecution; serious and unreasonable restrictions on political 
participation; serious government corruption, both high-level and widespread; crimes involving violence 
or threats of violence against Black Tunisians and sub-Saharan Africans; laws criminalizing consensual 
same-sex sexual conduct between adults and the enforcement of those laws; crimes involving violence or 
threats of violence targeting lesbian, gay, bisexual, transgender, queer, or intersex persons; and signifi-
cant restrictions on workers’ freedom of association. The government took some credible steps to address 
impunity or reduce abuses, but human rights groups frequently asserted that investigations into abuses 
by police, security forces, and detention center officials lacked transparency and encountered long delays 
and procedural obstacles. High-profile investigations into former government officials, members of par-
liament, media figures, and businesspersons on corruption, conspiracy, and terrorism charges also lacked 
transparency. 
Quelle: United States Department of State, Country Report on Human Rights Practices 2023 
https://www.state.gov/reports/2023-country-reports-on-human-rights-practices/tunisia   

https://www.state.gov/reports/2023-country-reports-on-human-rights-practices/tunisia
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Box 5 

Auszug aus dem Jahresbericht von Amnesty International 2025 

Authorities escalated their crackdown on freedom of expression and all forms of dissent, using repressive 

laws and unfounded charges to prosecute and arbitrarily detain political opponents, journalists, trade 

unionists, human rights defenders, lawyers and critics. Prior to the October presidential election, author-

ities intensified their harassment of political opponents, imposed further restrictions on the work of jour-

nalists, human rights defenders and NGOs, and took steps to further undermine judicial independence 

and the rule of law. Authorities increased interceptions at sea and conducted unlawful collective mass 

expulsions of thousands of asylum seekers, refugees and migrants to the borders with Algeria and Libya. 

Authorities initiated investigations against at least 14 civil society organizations working on refugees’ and 

migrants’ rights, undermining foreign nationals’ access to asylum procedures and essential services. 

LGBTI people faced arbitrary arrests and prosecution. 

Quelle: Amnesty International Report 2025 
https://www.amnesty.org/en/location/middle-east-and-north-africa/north-africa/tunisia/report-tunisia/ 

 
Box 6 

Bewertung bürgerlicher und politischer Rechte durch Freedom House 2025 

Bewertung für Tunesien auf einer Skala von 0 für völlig unfrei bis 100 für völlig frei: 

Bürgerliche Rechte: 33/60 

Politische Rechte: 11/40 

Gesamtbewertung: Teilweise frei (44/100) 

Die Bewertung durch Freedom House ist subjektiv, sie beruht auf dem Urteil von Expert:innen, deren 

Namen von Freedom House nicht bekannt gemacht werden. 

 

 
Box 7 

Auszug aus dem Länderbericht von Freedom House 2025 

After the ouster of a longtime autocrat in 2011, Tunisia held a series of free multiparty elections, and 
citizens enjoyed considerable political rights and civil liberties under a constitution promulgated in 2014. 
However, corruption, economic challenges, security threats, and unresolved problems related to gender 
equality and transitional justice remained obstacles to full democratic consolidation. After his election in 
2019, President Kaïs Saïed worked to transform the political system and expand his own executive au-
thority. In 2021, Saïed invoked emergency powers and unilaterally dismissed the legislature and the 
prime minister. Since then, his administration has undermined Tunisia’s other institutions, including the 
judiciary and the electoral commission, and engaged in campaigns of legal persecution against his oppo-
nents. 
Quelle: https://freedomhouse.org/country/tunisia/freedom-world/2025 

Kommentar 

Tunesien ist allen wichtigen internationalen Menschenrechtsabkommen beigetreten und 
in der Verfassung von 2014 sind die Menschenrechte sowie die Unabhängigkeit der Justiz 

https://www.amnesty.org/en/location/middle-east-and-north-africa/north-africa/tunisia/report-tunisia/
https://freedomhouse.org/country/tunisia/freedom-world/2025
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garantiert. Trotzdem gibt es im Bereich der Menschenrechte erhebliche Defizite. In Folge des 
von den Vereinigten Staaten geführten „Krieg gegen den Terror“ hat sich die Menschen-
rechtssituation in Tunesien verschlechtert. Politische Freiheiten sind äußerst begrenzt. Zwar 
hat sich die Lage nach den Umstürzen in Tunesien grundsätzlich gebessert und politische 
Häftlinge wurden im Nachgang entlassen, die ohnehin bereits stark eingeschränkten Mei-
nungs- und Versammlungsfreiheiten wurden mit „Anti-Terror-Gesetzen“ und dem seit 2015 
verhängten und regelmäßig verlängerten Notstand allerdings weiter untergraben. Zwar gel-
ten grundsätzlich verfassungsrechtliche Garantien für Meinungs- und Versammlungsfreiheit, 
die staatlich seit dem Ende des Regimes von Ben Ali durchaus stärker geachtet wurden – Pro-
teste, die sich insbesondere wegen des Mangels beruflicher Möglichkeiten und hoher Ar-
beitslosigkeit, schlechter Lebensbedingungen oder Wasserknappheit formierten, wurden je-
doch des Öfteren gewaltsam durch die staatlichen Sicherheitskräfte aufgelöst und Demonst-
rant:innen strafrechtlich verfolgt. „Reporter ohne Grenzen“ zufolge wurden Journalist:innen, 
insbesondere im Zuge von Protesten, Opfer polizeilicher Schikane. Blogger:innen und Nut-
zer:innen Sozialer Medien wurden ebenfalls für Meinungsäußerungen strafrechtlich belangt. 
Es gibt Berichte von teils tödlicher Polizeigewalt und Folter und Misshandlung in Haft. Im 
März 2019 hat die „Kommission für Wahrheit und Würde“ (Instance Vérité et Dignité, IVD), 
die zur Untersuchung von Menschenrechtsverletzungen und Korruption eingesetzt wurde, 
einen 2.000 Seiten umfassenden Bericht zu Menschenrechtsverletzungen durch tunesische 
Sicherheitskräfte zwischen 1955 und 2013 veröffentlicht. Es gibt Berichte, dass die IVD in ih-
rer Arbeit von staatlichen Akteuren behindert wurde und Reformvorschläge der IVD sind bis-
her nicht implementiert worden. Unter Präsident Kais Saied haben die Repressionen gegen 
Oppositionelle und Kritiker:innen im Jahr 2023 laut Human Rights Watch zugenommen. Er 
ließ im Juli 2022 mit einem Referendum über eine neue, größtenteils von ihm formulierte 
Verfassung abstimmen. Zwar stimmten 95% der Verfassung zu, doch die Wahlbeteiligung 
lag gerade mal bei 30 Prozent. Die Opposition hatte zum Boykott aufgerufen, da die Ände-
rungen in der Verfassung, dem Präsidenten mehr und dem Parlament weniger Macht über-
trägt. Zudem wurden Kontrollinstanzen, bspw. die Anti-Korruptionsbehörde und der 
Oberste Justizrat, und demokratisch gewählte Kommunalräte aufgelöst.  Im Februar 2023 
wurden Oppositionelle, darunter Aktivst:innen, Anwälte, Richter:innen und ein Direktor ei-
nes beliebten Radiosenders festgenommen. Darüber hinaus werden Kritiker:innen unter 
Hausarrest gesetzt und vor dem Militärgericht angeklagt.  

Tunesien ist ein wichtiges Transitland für irreguläre Migration im Mittelmeerraum. Im Feb-
ruar 2023 wurden Aussagen vom Präsidenten Saied öffentlich, in welchen er Flüchtlingen aus 
Sub-Sahara Afrika Kriminalität und eine Verschwörung gegen Tunesien unterstellt. Er warnte 
vor einem Bevölkerungsaustausch. In Tunesien kommt es immer wieder zu (gewaltvollen) 
Übergriffen an Geflüchteten. Im August 2023 starben 27 Migrant:innen an der tunesisch-lybi-
schen Grenzen. Sicherheitskräfte hatten mit „Pushbacks“ 2.000 Menschen im Gebiet um die 
Stadt Sfax in die Wüste außerhalb der tunesischen Grenzen getrieben.  

Die Lage der Rechte von Frauen hat sich in den letzten Jahren verbessert und die Reprä-
sentation von Frauen in Wahlen ist deutlich angestiegen. Strukturelle Diskriminierung und 
Gewalt gegenüber Frauen bleiben jedoch Probleme in Tunesien. So liegt Tunesien mit einem 
Gender Inequality Index Wert von 0,237 auf Platz 59 im weltweiten Vergleich. Der Wert ist auf 
die geringe Repräsentation Parlament (26,3%) und die geringe Arbeitsmarktpartizipation 
(29,3%) zurückzuführen. Im Zuge der Gewalt gegen Frauen hat die Regierung einen Be-
schwerdemechanismus für Opfer häuslicher Gewalt eingerichtet, der bereits zehntausende 

https://www.hrw.org/world-report/2023/country-chapters/tunisia-0
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Fälle dokumentiert hat. LGBTQIA+-Rechte sind nach wie vor diskriminierend und gleichge-
schlechtliche Beziehungen werden rechtlich kriminalisiert. So drohen Menschen in gleichge-
schlechtlichen Beziehungen drei Jahre Haft. 

Innere Lage im Empfängerland  

 
Box 8 

Politisches System; Auszug aus dem Transformationsatlas 2024 der Bertelsmann Stiftung 

Tunisia – once the most hopeful offspring of the 2011 Arab uprisings – has regressed dramatically with 

regards to multiple indicators in less than two years. The COVID-19 pandemic weakened an already frag-

ile economy and sparked widespread dissatisfaction, resulting in chaotic management of the health cri-

sis. Despite a relatively successful containment strategy, this created an opportunity for President Kais 

Saied to invoke exceptional measures on July 25, 2021 – the anniversary of the establishment of the re-

public in 1957. These measures dissolved most of the country’s elected authorities and solidified his rule 

as sole decision-maker. President Saied declared a state of emergency under Article 80 of the constitu-

tion, dismissed the Mechichi government, and suspended the elected parliament – an institution that had 

increasingly lost credibility as a forum for democratic debate. The ongoing exhibition of political squabbles 

had prepared the public to embrace this action, which was seen as a necessary step, although cautioning 

voices expressed concerns about the broad scope of the announced measures and the president’s uncon-

vincing legal interpretations. 

Today, democracy and civil rights are more threatened than at any point since 2011. Arbitrary detentions, 

house arrests, and travel bans or deputies of the now-dissolved parliament, journalists and activists have 

become commonplace. Military trials of political opponents and lawyers have brought back memories 

from the Ben Ali era. Police abuse – which was increasing even before Saied took power – is rampant and 

continues to stir civil unrest, especially in disenfranchised neighborhoods. 

Saied’s takeover resulted in a top-down constitution adopted in July 2022 after a sham referendum and 

parliamentary elections in December 2022 (with a run-off at the end of January 2023) with the lowest 

turnout ever. The newly elected assembly, comprised of individual candidates since no parties were al-

lowed to participate, constitutes only one chamber of the recently established bicameral legislative body 

proposed in the new constitution. The timing and methodology for the election of the second chamber 

are still uncertain. In October 2021, Najla Bouden became prime minister – the first woman to hold this 

position in the Arab world. While this is a notable development, she is a mere puppet to the president. 

Quelle: https://bti-project.org/en/reports/country-report/TUN  

Korruptionsindex von Transparency International - Corruption Perceptions Index (2024) 

Im Jahresbericht 2024 von Transparency International, für den in 180 Staaten Befragun-
gen zur Wahrnehmung von Korruption bei Beamt:innen und Politiker:innen durchgeführt 
wurden, erreichte Tunesien 39 von 100 möglichen Punkten (2023: 40 Punkte). Damit er-
reichte es genauso viele Punkte wie Kolumbien, Guyana und Sambia. Deutschland erreichte 
75 Punkte.  

Quelle: https://www.transparency.org/en/cpi/2024/ 

 

https://bti-project.org/en/reports/country-report/TUN
https://www.transparency.org/en/cpi/2024/
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Spannungen und innere Konflikte 

Nach dem Sturz des Diktators Ben Ali begann die demokratische Transition des Landes im 
Zuge derer die Übergangsregierung aus ehemaligen Regierungsmitgliedern und Regimegeg-
ner:innen demokratische Wahlen vorbereitete. Im Januar 2014 wurde dann eine neue Verfas-
sung verabschiedet. Im Januar 2016 kam es jedoch erneut landesweit zu Protesten und teil-
weise gewaltsamen Auseinandersetzungen. Diese sozialen Unruhen galten lange als die hef-
tigsten innerhalb Tunesiens, seit Ausbruch der arabischen Aufstände. Die hohe Arbeitslosig-
keit und die schlechte wirtschaftliche Lage waren Hauptgründe für die gesellschaftlichen Pro-
teste. Infolgedessen verhängte die tunesische Regierung eine zeitweise Ausgangssperre. Der 
ehemalige Präsident Essebsi versprach ein Regierungsprogramm zur Reduzierung der Er-
werbslosigkeit. Des Weiteren geht eine geringe Bedrohung für den inneren Frieden derzeit 
von einzelnen islamistischen Terroristengruppen aus, die von der Bevölkerung aber weitge-
hend isoliert sind. Zwei Terroranschläge auf touristische Ziele im März und Juni 2015 mit zahl-
reichen Todesopfern verschärften die Sicherheitslage und führten zu einem dramatischen 
Einbruch der Zahlen von Tourist:innen. Am 4. Juli 2015 wurde daraufhin erneut der Ausnah-
mezustand verhängt, der seither fortbesteht. Seither kam es zu weiteren terroristischen An-
schlägen mit zahlreichen Todesopfern, so bspw. im Juni 2019 nahe der französischen Bot-
schaft in Tunis und im März 2020 in der Nähe der US-amerikanischen Botschaft in Tunis. Im 
Mai 2023 kam auf der Insel Djerba es zu einem Anschlag auf eine jüdische Synagoge, bei der 
mehrere Menschen erschossen wurden.  

Die innere Lage in Tunesien hatte sich nach den Umstürzen im Frühjahr 2011 wieder eini-
germaßen beruhigt. Die jüngsten Ereignisse, vor allem seit dem Juli 2021, stellten jedoch eine 
erneute sehr tiefe Krise dar und die politische Praxis zeitweise auf den Kopf. Auch schien es 
zeitweise, als wäre der gemeinsame Kurs der nationalen Einheit und des Dialogs der Groß-
parteien gefährdet. Nachdem Präsident Kais Saied den Premierminister und Parlamentsvor-
sitzenden Hichem Mechichi entließ, das Parlament vorübergehend auflöste und eine nächt-
liche Ausgangssperre verhängte, umstellte auch das Militär zeitweise das Parlamentsge-
bäude und weitere Regierungseinrichtungen und blockierte deren Arbeit. Auslöser waren 
dem Präsidenten zufolge die pandemische und wirtschaftliche Notlage sowie ausufernde 
Massenproteste gegen die ineffektive Regierung. Die Regierungsmehrheit wertete dies als 
Staatsstreich unter Ausnutzung eines Verfassungsartikels – ein großer Teil der Bevölkerung 
befürwortete den Schritt Saieds jedoch, welche eine Absetzung von Regierung und Parla-
ment forderten.  Im August 2022 wurde eine umstrittene neue Verfassung verabschiedet, die 
die politische Macht Saieds enorm erweitert und weitreichende Änderungen des politischen 
Systems einführt. Mehr als 90 Prozent der Wahlbeteiligten stimmten für die neue Verfassung 
(auch wenn die Beteiligung mit 30,5 Prozent gering war). Diese betont zudem anstelle des 
weltlichen Staatscharakters die Ziele des Islams und wird von Kritiker:innen als Schritt in 
Richtung Autokratie gewertet, da sie Kontrollinstanzen über das Präsidialamt einschränkt 
bzw. abschafft (bspw. das Amtsenthebungsverfahren) und im Umkehrschluss diesem Amt 
mehr Kontrollmöglichkeiten gegenüber den anderen Gewalten einräumt. So kann der:die 
Präsident:in nun die Regierung sowie Richter:innen ernennen und absetzen oder das (zukünf-
tig aus zwei Kammern bestehende) Parlament auflösen. 
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Erhaltung von Frieden, Sicherheit und Stabilität in der Region 

Geographische Lage  

Mit 155.360 km² ist Tunesien das kleinste nordafrikanische Land. Es grenzt im Westen an 
Algerien, im Südosten an Libyen und im Norden und Nordosten an das Mittelmeer.  

Politische Situation in der Region 

Tunesien pflegt gute Beziehungen zu den anderen arabischen Staaten und spielt eine ak-
tive Rolle in innerarabischen Angelegenheiten. Besonders intensiv ist die Kontaktpflege zu 
den beiden unmittelbaren Nachbarn Algerien und Libyen. Mit Libyen ist Tunesien seit der 
Aufnahme von zehntausenden libyschen Geflüchteten durch tunesische Familien während 
des libyschen Bürgerkrieges 2011 und in Folge der erneuten Auseinandersetzungen seit Mitte 
2014 besonders eng verbunden. Die Fluchtbewegung ausgehend von Libyen in Folge des an-
dauernden Bürgerkrieges stellt für die Region insgesamt eine Herausforderung dar. In der 
Zusammenarbeit mit dem westlichen Nachbarn Algerien dominieren die wirtschaftlichen Be-
ziehungen und die Sicherheitskooperation. Die Beziehungen zu Marokko sind gut, der Aus-
tausch von Besucher:innen auf hoher Ebene ist intensiv. Von 1979 bis 1990 war Tunis Sitz der 
Arabischen Liga. Insgesamt ist ein politischer Umbruchsprozess in der gesamten Region im 
Gange. Der „arabische Frühling“ hat alte Regime zum Einsturz gebracht (Ägypten) und Kon-
flikte entfacht (Libyen) und langfristige Folgen dieser Umbrüche sind nach wie vor unklar. Zu 
Syrien blieb Tunesien lange Zeit auf Distanz, nachdem es als erstes Land im Februar 2012 die 
Beziehungen zur Assad-Regierung abgebrochen hat. Seit 2023 werden jedoch wieder diplo-
matische Beziehungen zu Syrien initiiert. Militärische Interventionen in den Gewaltkonflikten 
der Region werden jedoch entschieden abgelehnt.  

Das tunesische Parlament diskutierte im November 2023 ein Gesetz, dass die geschäftli-
chen und privaten Kooperationen und Kontakte mit israelischen Staatsbürger:innen unter 
Strafe stellen sollte. Ein Teil des Gesetzes war schon ratifiziert, doch Saied lehnte das Gesetz 
ab und ließ es so im Sande verlaufen. Nichtsdestotrotz vertritt Saied eine israelfeindliche Au-
ßenpolitik. So argumentierte er bspw. bei der Ablehnung des Gesetzes, dass man Beziehun-
gen zu einer „Entität“ nicht kriminalisieren könne, die Tunis nicht anerkennt. Saied erkennt 
den Staat Israel also nicht an und hat seit dem 7. Oktober immer wieder die Nähe zu Iran 
gesucht.  

Grenzkonflikte 

Tunesien hat derzeit keine offiziellen Grenzkonflikte mit seinen Nachbarländern, auch 
wenn es vereinzelt zu grenzüberschreitenden Vorfällen kommt. So etwa im Jahr 2016, als in 
Ben Gardane, nahe der libyschen Grenze, bei Gefechten zwischen tunesischen Sicherheits-
kräften und mutmaßlichen IS-Kämpfer:innen zu 45 Toten kam. Tunesien baute aufgrund des 
grenzüberschreitenden Terrorismus einen 200 Kilometer langen Grenzzaun an der libyschen 
Grenze. Im März 2024 wurde der Grenzübergang Ras Jdir geschlossen. Die Schließung war 
die Antwort auf gewaltvolle Auseinandersetzungen an der Grenze. Der Innenminister sprach 
in einem Statement von „Outlaws“, die den Grenzübergang angriffen. Dazu kam es zu einer 
Wiederaufnahme der Grenzfrage um das Kontinentalschelf, auf dem das Bouri-Ölfeld liegt. 
Der tunesische Präsident forderte eine gerechte Aufteilung des Ölfeldes, da Tunesien in der 
Vergangenheit nur einen „Krümel“ erhalten habe. Der Vorsitzende des Ausschusses für 
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nationale Sicherheit im libyschen Repräsentantenhaus, Talaa al-Mihou, antwortete darauf, 
dass Libyen keine Maßnahme anerkenne, die die Grenzlegung verschieben. Wie der Konflikt 
weiterentwickelt bleibt abzuwarten.  

Regionale Rüstungskontrolle 

Es gibt kaum Abkommen oder Verhandlungen zur regionalen Rüstungskontrolle. Tune-
sien hat ausschließlich die Bamako Declaration on an African Common Position on the Illicit 
Proliferation, Circulation and Trafficking of Small Arms and Light Weapons unterzeichnet, 
welche die Kontrolle von Klein- und leichten Waffen innerhalb der Afrikanischen Union ver-
bessern soll.   

Obwohl Tunesien das militärisch schwächste Land unter den nordafrikanischen Mittel-
meer-Anrainern ist, wird es von keinem seiner Nachbarn direkt bedroht. 

Bedrohung von Alliierten 

Stationierung alliierter Streitkräfte in der Region 

In Tunesien sind derzeit keine ausländischen Militäreinheiten stationiert.  
Im Rahmen der „Trans Saharan Counterterrorism Initiative (TSCTI)“ sind jedoch US-ame-

rikanische Spezialeinheiten im weiteren nordafrikanischen Raum, also auch in Tunesien sta-
tioniert, um die dortigen Streitkräfte im Anti-Terror-Kampf auszubilden. Mit Tunesien wur-
den in der Vergangenheit einige gemeinsame Militärübungen durchgeführt. 

Verhalten in der internationalen Gemeinschaft 

 
Tabelle 13 

Beitritt zu wichtigen Anti-Terrorismus-Abkommen 

Abkommen Status Quelle  

Konvention zur Unterdrückung von Flugzeugentführun-
gen von 1971 

Beigetreten (mit Ein-
schränkungen) 

http://www.icao.int 

Konvention zum Schutz bestimmter Personen, ein-
schließlich Diplomaten von 1977 

Beigetreten  http://treaties.un.org 

Internationale Konvention gegen Geiselnahmen von 1983 Beigetreten http://treaties.un.org 

Konvention zum physischen Schutz nuklearen Materials 
von 1987 

Beigetreten  http://www.iaea.org 

Konventionen zur Markierung von Plastiksprengstoff von 
1998 

Beigetreten http://www.icao.int 

Internationale Konvention zur Unterdrückung terroristi-
scher Bombenanschläge von 2001 

Beigetreten http://treaties.un.org 

Internationale Konvention zur Unterdrückung der Finan-
zierung terroristischer Organisationen von 2002 

Beigetreten http://treaties.un.org 
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Abkommen Status Quelle  

Internationale Konvention zur Unterdrückung von Hand-
lungen des Nuklear-Terrorismus von 2007 

Beigetreten http://treaties.un.org 

Kommentar 

Trotz seiner verhältnismäßig geringen Größe spielt Tunesien eine beachtliche Rolle in der 
internationalen Politik. Die Beziehungen zu den meisten europäischen Staaten sowie zu den 
USA sind gut bis sehr gut. Innerhalb der arabischen Welt hat Tunesien in der Vergangenheit 
häufig die Rolle eines Vermittlers eingenommen. Zwischen 1979 und 1990 hatte die Arabi-
sche Liga ihren Sitz in Tunis, da Ägypten wegen seines Friedensvertrages mit Israel ausge-
schlossen war. Nach den Anschlägen vom 11. September 2001 positionierte sich Tunesien 
klar an der Seite der USA und betonte seine Zugehörigkeit zur Anti-Terror-Allianz. Doch be-
reits vor den Anschlägen des 11. September 2001 pflegte Tunesien eine enge militärische Ko-
operation mit US-Streitkräften. So ist das tunesische Verteidigungsministerium ein aktiver 
Teilnehmer am „International Military Education and Training“ (IMET) Programm des Penta-
gon.  

Der internationale Terrorismus wird in Tunesien hart bekämpft. Im Januar 2016 konnte 
durch die tunesischen Sicherheitskräfte eine groß angelegte Anschlagsserie vereitelt und 
mehr als 30 Terrorverdächtige festgenommen werden. Die Extremist:innen hätten An-
schläge auf militärische und zivile Einrichtungen geplant. Bei den Festgenommen soll es sich 
um Anhänger:innen der Ukba-ibn-Nafi Brigade handeln, die dem Islamischen Staat (IS) die 
Treue geschworen hatte. Nach Angaben der tunesischen Sicherheitsbehörden wurden al-
leine 2016 über 160 Terrorzellen aufgedeckt und zerschlagen. Insbesondere durch den IS geht 
eine Bedrohung aus. Bereits im März und Juni 2015 kam es zu Terroranschlägen in Tunesien, 
woraufhin die tunesischen Sicherheitskräfte ihre Präsenz verstärkten. 2019 reklamierte der 
IS die Anschläge in der Nähe der französischen Botschaft, bei der zwei Menschen durch 
Selbstmordattentate getötet und acht Menschen verletzt wurden, vom Juni in Tunis für sich. 
Jüngere Terroranschläge in Tunesien fanden im März 2020 nahe der US-amerikanischen Bot-
schaft in Tunis und im September 2020 in Sousse statt. 2023 kam es zudem zu einem Attentat 
auf die La Ghriba-Synagoge, einem zentralen Heiligtum der Jüd:innen der Region, auf welche 
es bereits 2002 einen Anschlag durch Al Kaida gegeben hatte. Ein Bezug zu einer Terrororga-
nisation ist in diesem Fall aber unwahrscheinlich.  

Vor allem die Regionen an der Grenze zu Libyen sind ein strategisches Ziel für IS-Kämp-
fer:innen. Um die Grenze zu sichern, kündigte Deutschland an, Überwachungstechnik zu 
schicken. Zudem wurden britische Expert:innen an die tunesische Grenze zu Libyen ge-
schickt. Ende 2016 wurde zudem ein Aktionsplan gegen zurückkehrende „Foreign Fighters“, 
einschließlich strafrechtlicher Verfolgung von IS-Rückkehrer:innen, angekündigt. Insgesamt 
reisten rund etwa 2.900 Tunesier:innen nach Syrien und in den Irak, weitere rund 1.000 nach 
Libyen aus. 2019 hat die Regierung Initiativen zur Bekämpfung von Terrorismus gestartet, 
die u. a. die legislative Möglichkeit einschließen, Konten von Terrorverdächtigen einzufrie-
ren. 
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Internationale Kriminalität 

 
Tabelle 14 

Beitritt zu internationalen Abkommen in der Kriminalitätsbekämpfung 

Abkommen Status Quelle  

Konvention gegen Transnationale Organisierte Kriminali-
tät von 2003 

Beigetreten http://treaties.un.org 

Zusatzprotokoll (a) zur Unterdrückung von Menschen-
handel (2003) 

Beigetreten http://treaties.un.org 

Zusatzprotokoll (b) gegen den Schmuggel von Auswan-
derern (2004) 

Beigetreten  http://treaties.un.org 

Zusatzprotokoll (c) gegen die unerlaubte Herstellung und 
den Transport von Feuerwaffen (2005) 

Beigetreten  http://treaties.un.org 

Kommentar 

Es gibt in Tunesien zahlreiche Banden von Schleuser:innen, welche illegale Migration über 
den Seeweg in häufig überfüllten und hochseeuntauglichen Schiffen nach Westeuropa orga-
nisieren. Tunesien ist außerdem ein wichtiges Transitland im internationalen Drogenhandel. 
In der Vergangenheit war auch das Regime in den illegalen Drogenhandel involviert, als kri-
minelle Gelder aus dem Drogenschmuggel unter dem Schutz des Diplomatenstatus trans-
portiert wurden. Tunesien liegt strategisch günstig für Drogenhändler:innen, da es sowohl in 
der Nähe Marokkos als auch dicht an der Südküste Europas liegt – dem Tor zum größten Dro-
genverbrauchsmarkt der Welt. Im Zuge politischer Instabilität nach 2011 hat sich der Drogen-
schmuggel in Tunesien verstärkt. Dabei spielen auch die Grenzregionen eine wichtige Rolle: 
An der durchlässigen Grenze zwischen Tunesien und Algerien boomt der Handel mit Canna-
bis und mit Klein- und Leichtwaffen. Gleiches gilt für die libysch-tunesische Grenzregion. Um 
den Schmuggel einzudämmen, kooperiert die tunesische Regierung mit Algerien und Libyen 
in Bezug auf Informationsaustausch, Grenzüberwachung und Verbrechensbekämpfung.  

 
 

Tabelle 15 

Ausgewählte völkerrechtliche Vereinbarungen 

Abkommen Status Quelle  

Völkermord-Konvention von 1951 Beigetreten SIPRI Jahrbuch  

Genfer Konvention zum Schutz von Zivilisten in Kriegszei-
ten von 1950 

Beigetreten SIPRI Jahrbuch  

Zusatzprotokolle zur Genfer Konvention von 1950 zum 
Schutz von Opfern in bewaffneten Konflikten von 1978 

Beigetreten SIPRI Jahrbuch  

Internationaler Strafgerichtshof (Römisches Statut) von 
2002 

Beigetreten http://treaties.un.org 

https://www.smallarmssurvey.org/sites/default/files/resources/SAS-WP17-Tunisia-On-the-Edge.pdf
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Abkommen Status Quelle  

Anti-Korruptions-Konvention von 2005 Beigetreten  http://treaties.un.org 

UN-Berichterstattung  

Tunesien boykottiert, zusammen mit den meisten anderen arabischen Staaten, das von 
der UN initiierte Waffenregister. Einzig in den Jahren 1992 und 2009 wurden Berichte einge-
reicht. Hintergrund hierfür sind unter anderem die nicht vorgesehenen Angaben über Mas-
senvernichtungswaffen, die aber im Hinblick auf Israel für die arabischen Staaten von großer 
Bedeutung sind. Daher gibt es nur vereinzelt und sporadisch Informationen zu Importen Tu-
nesiens mittels der Berichte von Handelspartnern. Auch im Rahmen der Berichterstattung 
von Militärausgaben an die Vereinten Nationen übermittelt Tunesien keine Daten.  

Da das Land kein Mitglied des Arms Trade Treaty ist, reicht es entsprechend auch hier 
keine Berichte ein. Im Rahmen des Programme of Action on small arms and light weapons 
reichte es lediglich 2010 einen knappen Bericht ein.  

Unerlaubte Wiederausfuhr 

Die Informationslage bezüglich geltender Waffenexportkontrollen ist unbefriedigend, da 
beispielsweise Informationen über einschlägige Gesetze oder authentifizierte Endverbrau-
cherzertifikate schlichtweg nicht erhältlich sind. Es sind jedoch keine direkten Fälle der uner-
laubten Wiederausfuhr von Waffen bekannt, ein größeres Problem stellt der Schmuggel in 
das Land dar.  Gerade der Waffenschmuggel aus dem instabilen Libyen und Gefechte mit 
militanten Islamist:innen an der algerischen Grenze führen immer wieder zur illegalen Wei-
tergabe kleiner und leichter Waffen. Vor allem die Grenzregion Ben Guerdane, rund 30 Kilo-
meter von der libyschen Grenze entfernt, wird regelmäßig zum Schauplatz großer Waffen-
schmuggelgeschäfte, die mittlerweile auch Imazighenstämme erfasst haben. Die Entschei-
dung der libyschen Regierung, einen dritten Grenzübergang in Mashhad Salih-Tijii an der 
Grenze zu Tunesien zu eröffnen, könnte den Waren- und Waffenverkehr weiter antreiben. 
Weitere Waffen aus Libyen geraten regelmäßig in die Hände von Extremist:innen in Tune-
sien, der ägyptischen Sinai-Halbinsel und Algerien. So haben sich inzwischen etwa Algier und 
Tunis verbündet, um gemeinsam gegen die islamistische Gruppe Ansar Al-Scharia vorzuge-
hen, die bereits mehrfach das tunesische Militär angegriffen hat. Ganz im Süden Tunesiens 
gibt es eine weitere Schmuggelroute, die allerdings aufgrund der geographischen Verhält-
nisse sehr anspruchsvoll ist und nur von gut organisierten Banden betrieben werden kann – 
hier scheint sich die international agierende, dschihadistische Gruppe AQIM zu betätigen. 
Dies ist der Bereich, der derzeit von der tunesischen Regierung als Sperrzone ausgewiesen 
wird und in der das tunesische Militär erhöhte Präsenz zeigt. Noch weiter südlich, wo Libyen 
und Algerien aneinandergrenzen, wurden in der Vergangenheit auf algerischem Gebiet 
mehrfach Lager von Kriegswaffen (Lenkwaffen, Flugabwehr-, Panzerabwehrwaffen etc.) 
entdeckt, sodass man den äußersten Süden Tunesiens und das daran südlich angrenzende 
Gebiet derzeit durchaus als Kriegswaffen-Schmuggelzone bezeichnen kann. Expert:innen 
befürchten, die Zirkulation illegaler – meist libyscher Waffen – in Tunesien könnten das Land 
destabilisieren und den weiteren Transformationsprozess behindern. Nach einer informellen 
Verständigung europäischer G7-Länder hat Deutschland Unterstützungsleistungen zur 

https://www.unroca.org/
https://milex.un-arm.org/country-profile/TUN
https://thearmstradetreaty.org/annual-reports.html?templateId=209826
https://smallarms.un-arm.org/country-profiles/TUN
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Sicherung der tunesischen Grenzen nach Libyen und Algerien übernommen. In den Jahren 
nach dem Ausbruch des Arabischen Frühlings 2011 wurden nahezu täglich Autos mit Hand-
schusswaffen und AK-47 an der tunesischen Grenze angehalten. Eine im Jahr 2016 errichtete 
und etwa 200 Kilometer lange Sperranlage, dient dazu Terrorist:innen aus dem Nachbarland 
Libyen vom Grenzübertritt abzuhalten und gleichzeitig den illegalen Waffenhandel einzu-
dämmen. Expert:innen aus den USA und aus Europa sollen die Grenzsoldat:innen ausbilden. 
Deutschland hat in den letzten Jahren im Rahmen seiner Unterstützung der tunesischen 
Grenzsicherung u. a. mobile Radarsysteme, Nachtsichtgeräte und Pionierfahrzeuge gestif-
tet. Außerdem hat es finanzielle Mittel für die Ausbildung tunesischer Spezialkräfte bereit-
gestellt. 

Wirtschaftliche und technische Kapazität des Landes 

 
Box 9 

Auszug aus dem Transformationsatlas 2024 der Bertelsmann Stiftung  

On the economic front, Saied’s transformation of the political system, which was intended to address a 

decade of parliamentary bickering and dysfunction, has had no positive effect. Despite the consolidation 

of power in the executive branch, its performance remains weak. The war in Ukraine has further compli-

cated the country’s economic outlook. Recurrent shortages of dairy products, bottled water, sugar, to-

bacco, wheat, and other essential commodities have occurred. In an effort to defend himself rhetorically, 

Saied consistently delivers monologues to the Tunisian people, addressing illegal speculators and brand-

ing all critics traitors and unpatriotic enemies of the state. The 2023 budget law alleviates fiscal pressure 

while the government grapples with increasing debt and the declining Tunisian dinar. The country’s abil-

ity to seek assistance from other partners is hindered by a setback in international aid from the IMF. The 

World Economic Forum’s 2023 Global Risks Report identifies the top three threats to Tunisia as the debt 

crisis, the possibility of state collapse and severe commodity supply constraints. These are followed by 

the cost-of-living crisis and inflation 

Quelle: https://bti-project.org/en/reports/country-report/TUN  
 

 
 

Tabelle 16 

Anteile Militärausgaben, Gesundheitsausgaben und Bildungsausgaben am BIP (in%) 

 2020 2021 2022 2023 2024 

Militärausgaben (in Millionen US-Dollar) 1307 1312 1254 1208 1230 

Militärausgaben/BIP 2,7 2,6 2,6 2,5 2,5 

Gesundheitsausgaben/BIP 7,1 7,0 7,0 - - 

Bildungsausgaben/BIP 7,3 6,7 6,8 6,7 - 

https://bti-project.org/en/reports/country-report/TUN
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Angaben in konstanten Preisen mit 2023 als Basisjahr. 
Quelle: SIPRI Military Expenditure Database, World Bank Data (World Development Indicators) 

 
Schaubild 5  

Entwicklung Anteile Militärausgaben, Gesundheitsausgaben und Bildungsausgaben am 
BIP (in %) 

 
Quellen: SIPRI Military Expenditure Database (Militärausgaben); World Bank Data (World Development Indicators) 

 
Tabelle 17 

Absolute Auslandsverschuldung/Anteil am BIP und Entwicklungshilfe 

 2019 2020 2021 2022 2023 

Auslandsverschuldung  40225 41977 43022 41002 41279 

Anteil am BIP (in Prozent) 96 98,8 91,4 91,2 85,6 

Öffentliche Entwicklungszusam-
menarbeit (DAC-ODA)* 

749,69 677,48 729,66 593,96 - 

Net ODA (% of GNI)* 1,81 1,63 1,69 - - 

Deutsche ODA Zahlungen* 274,81 326,98 358,86 354,94 - 

Angaben in aktuellen Preisen (Mio.) (Auslandsverschuldung); ODA in konstanten Mio. US$ (2023); Net ODA (% of GNI) 
in aktuellen Preisen; Deutsche ODA Zahlungen in konstanten Mio. US$ (2023).  
Quelle: Weltbank, IMF, OECD* 
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Tabelle 18 

Globaler Militarisierungsindex – Wert und Platzierung  

 2019 2020 2021 2022 2023 

Militarisierungswert 126,4 129,4 128,3 127,3 124 

Index-Platzierung 52 51 51 46 52 

 
 

Tabelle 19 

Globaler Militarisierungsindex – Wert und Platzierung der Nachbarstaaten 

 2019 2020 2021 2022 2023 

Algerien 
Militarisierungswert 189,5 193,5 186,6 179 206 

Index-Platzierung 16 16 16 19 14 

Libyen 
Militarisierungswert - - - - - 

Index-Platzierung - - - - - 

Quelle: Globaler Militarisierungsindex (GMI) – Bonn International Centre for Conflict Studies (BICC)  
Der Globale Militarisierungsindex (GMI) bildet das relative Gewicht und die Bedeutung des Militärapparats eines Staa-
tes im Verhältnis zur Gesellschaft als Ganzes ab. Daten basieren auf dem GMI 2024.  
https://gmi.bicc.de/ranking-table  
 

 
Tabelle 20 

Militärausgaben der Nachbarstaaten absolut und am BIP in Prozent 

 2020 2021 2022 2023 2024 

Algerien 
Militärausgaben (absolut) 11577 10794 10441 18264 20423 

Militärausgaben/BIP 5,9 4,9 4,1 7,4 8,0 

Libyen 
Militärausgaben (absolut) - - 1255 1574 - 

Militärausgaben/BIP - - 4,3 5,3 - 

Angaben in konstanten Mio. US$ (2023). Quelle: SIPRI Military Expenditure Database 

https://gmi.bicc.de/ranking-table
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Tabelle 21 

Human Development Index (HDI) 

 2019 2020 2021 2022 2023 

HDI-Wert 0,745 0,737 0,731 0,732 0,746 

Quelle: https://hdr.undp.org/data-center/country-insights#/ranks  
Der HDI ist ein Wohlstandsindikator und variiert zwischen 1 (beste Entwicklungsstufe und 0 (geringe Entwicklung). Die 
Länder werden in vier Klassen eingeteilt: sehr hohe, hohe, mittlere und niedrige menschliche Entwicklung. Die Berech-
nung des HDIs basiert auf den Kategorien Gesundheit (Lebenserwartung), Bildung und dem Bruttonationaleinkommen. 

Kommentar 

Zusammenfassung:  

Die ökonomische Lage Tunesiens ist relativ prekär und die Wirtschaft gilt als nur mittelmäßig 
resilient und mittelmäßig wettbewerbsfähig. Als lower-middle income country (BNE pro 
Kopf von 3.770$) zählt Tunesien dennoch zu den Ländern der Kategorie „hohe menschliche 
Entwicklung“ (HDI-Wert von 0,746). Eine hohe Schuldenquote, hohe Arbeitslosigkeit und 
eine drohende Zahlungsbilanzkrise belasten aber die angeschlagene Wirtschaft. Weitere so-
ziale Stressoren wie eine hohe Einkommensungleichheit, hohe Emigrationszahlen oder ein 
rapides Bevölkerungswachstum bestehen allerdings nicht. Im Hinblick auf die SDGs konnte 
Tunesien einige wichtige Erfolge erzielen, hinkt aber bei rund 20 % der Ziele hinterher oder 
verschlechterte sich sogar. Rund 42 % der Ziele sind aber mindestens auf einem guten Weg 
zur Zielerreichung bis 2030. Die Militärausgaben von durchschnittlich 2,2 % am BIP sind im 
regionalen Vergleich nicht besonders hoch – dennoch weist Tunesien dem Verteidigungssek-
tor im globalen Vergleich recht viele Ressourcen zu. Angesichts der Wirtschaftslage, insbe-
sondere der hohen Schulden und möglicher drohender Zahlungsausfälle, kann die Gefahr ei-
ner beeinträchtigenden Wirkung von Rüstungskäufen nicht gänzlich ausgeschlossen werden.  

 
 
Wirtschaftliche Leistungsfähigkeit 
Mit einem Bruttonationaleinkommen (BNE) von 3.770 US-Dollar ist Tunesien ein „lower-

middle income country“ und weist eine sehr hohe Auslandsverschuldung von 88,9 % des Na-
tionaleinkommens auf. Dem Internationalen Währungsfonds (IWF) schuldet Tunesien 793 
Millionen US-Dollar. 2023 wurden Verhandlungen über ein weiteres Rettungspaket geführt – 
der anvisierte Kredit über 1,9 Mrd. Dollar wurde letztlich jedoch von Tunesien abgelehnt, da 
sich Präsident Saied gegen die Bedingungen des IWF durchsetzte, welche Kürzungen von 
Subventionen für Energie und Lebensmittel sowie den Verkauf von Staatsunternehmen um-
fasst hätten. Damit könnte Tunesien, Ratingagenturen zufolge, eine schwere Zahlungsbi-
lanzkrise oder gar die Zahlungsunfähigkeit drohen. Ob sich Tunesien an anderer Stelle nach 
Krediten umsehen wird, bleibt daher abzuwarten. Mit Rang 87 im Global Competitiveness 
Index (2019) gilt Tunesien, als mittelmäßig wettbewerbsfähig und die Wirtschaft gilt als mit-
telmäßig diversifiziert – auch wenn der Grad der Diversifizierung im Hinblick auf das 

https://hdr.undp.org/data-center/country-insights#/ranks
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Einkommensniveau höher ist als zu erwarten wäre. Land-, Forstwirtschaft und Fischerei 
machten 2023 bspw. rund 9,5 % des BIPs aus, was kein außergewöhnlich hoher Wert ist und 
das Land in Hinblick auf Dürren oder andere Naturkatastrophen krisenanfällig machen 
würde. Hauptexportsektoren sind Dienstleistungen (etwa Tourismus und Telekommunika-
tion) Textilien, Elektronik und landwirtschaftliche Erzeugnisse. Exporte machen rund 48,2 
Prozent des BIPs aus. Das BIP-Wachstum ist seit 2011 allerdings schwach – so wies Tunesien 
zwischen 2011 und 2019 durchschnittlich eine Wachstumsrate von 1,7 % auf und brach mit 
der Covid-19 Pandemie gar um 8,8 % ein. 2023 wies Tunesien ein BIP-Wachstum von 0,4% 
auf.  

 
Soziale Entwicklung 
Tunesien gilt mit einem HDI-Wert von 0,746 als Land der Kategorie „hohe menschliche 

Entwicklung“. Entgegen der wirtschaftlichen Entwicklung stieg der Wert seit 2011, brach mit 
der Covid-19 Pandemie und 2020 allerdings noch einmal ein. Zum Vergleich: Deutschland 
liegt bei 0,959; die Nachbarländer Tunesiens Libyen und Algerien liegen bei 0,721 bzw. 0,763. 
Dabei kommt die Entwicklung Frauen aber etwas weniger zugute: Zwar haben Frauen eine 
höhere Lebenserwartung (77,1 zu 70,7 Jahren), dafür besuchen sie durchschnittlich ein Jahr 
kürzer die Schule und verdienen durchschnittlich nur rund ein Drittel so viel wie Männer.  

Gelder der Öffentlichen Entwicklungszusammenarbeit machen 2022 rund 2,8 % des BNE 
aus, was keinen hohen Wert bzw. keine Abhängigkeit darstellt. Mit einer Arbeitslosenquote 
von 15,1 % hat Tunesien 2023 allerdings ein großes Problem – die Jugendarbeitslosigkeit 
stellt sich mit 38,5 % sogar als äußerst gravierend dar.  

Hinsichtlich der Ziele einer Nachhaltigen Entwicklung (SDGs) ist Tunesien bei vier von 17 
Zielen auf einem guten Weg, insbesondere hinsichtlich Bildung und der Versorgung mit sau-
berem Trinkwasser und sanitären Einrichtungen. So liegt die Alphabetisierungsquote mitt-
lerweile bei 83,6 % und die Abschlussquote der Sekundarstufe I bei 80,5 %, der Anschluss an 
die Trinkwasserversorgung bei 97,2%, Unterernährung nur noch bei 3 %. Auch hinsichtlich 
Gesundheitsindikatoren konnten einige Erfolge verbucht werden, so gelten die Zahlen zur 
Müttersterblichkeit mit 37 pro 100.000 Lebendgeburten und die Kindersterblichkeit mit 16,3 
pro 1.000 als Zielerreichung (zum Vergleich: der weltweite Durchschnitt liegt bei 223 bzw. 
38). Das Ziel zur Beendigung von (absoluter) Armut gilt sogar als erreicht (mit rund 98.000 
Menschen bzw. weniger als einem Prozent, die von 2,15 Dollar bzw. rund 2 % die von 3,65 
Dollar am Tag leben müssen). Allerdings hinkt Tunesien bei der Erreichung von sechs Zielen 
stark hinterher, etwa bei Menschenwürdiger Arbeit, der Nachhaltigkeit von Stadtbau, nach-
haltig bewirtschafteten maritimen und ländlichen Gebieten sowie hinsichtlich Frieden, Ge-
rechtigkeit und starken Institutionen. So gibt es bspw. eine erhöhte Gefahr für Anschläge und 
Terrorismus, was auch die wichtige Tourismusbranche zeitweise stark schädigte. Der Gini-
Index lag 2015 bei 32,8, was im internationalen Vergleich auf eine relative durchschnittliche 
Einkommensungleichheit hinweist. Zusätzliche Stressoren bestehen keine.  

Die Militärausgaben stellen mit 2,2 % am BIP über die letzten zehn Jahre – insbesondere 
im Vergleich zu den hohen Gesundheits- und Bildungsausgaben (6,2 % bzw. 6,8 %) – keinen 
extrem hohen Wert dar. Regional betrachtet weist Tunesien seinem Militär sogar deutlich 
weniger Ressourcen zu als seine Nachbarländer. Im jüngsten Globalen Militarisierungsindex 
(2024) erreicht Tunesien dennoch den 52. Platz und gilt somit als stark militarisiert. Ange-
sichts der schwierigen wirtschaftlichen Lage (hohe Arbeitslosigkeit, hohe Schulden und dro-
hende Zahlungsbilanzkrise) muss entgegen der diesjährigen Bewertung durch die BICC-

https://gmi.bicc.de/ranking-table
https://www.ruestungsexport.info/de/db/criteria?iso=TUN
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Datenbank die Gefahr der beeinträchtigenden Wirkung von Rüstungskäufen aber als mög-
licherweise kritisch bewertet werden.  

https://www.ruestungsexport.info/de/db/criteria?iso=TUN
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